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Afrika und Deutschland: Die schwer-
punkte der Bundesregierung in Kürze 

Afrika: ein Kontinent, geprägt durch enormen 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Wan-
del, aber auch durch Widersprüche. einerseits 
fordern Bürgerinnen und Bürger den schutz 
der menschenrechte und die Verwirklichung 
von Demokratie und rechtsstaatlichkeit. 
hohe, in einigen staaten zweistellige Wirt-
schaftswachstumsraten und eine erstarkende 
zivilgesellschaft sind zeichen des Aufschwungs. 
regionale integration, unter anderem in der 
Afrikanischen union, bringt Afrika dem ziel 
näher, Krisen auf dem Kontinent selbst zu lösen. 
Länder wie China, indien oder Brasilien haben 
Afrika als politischen und wirtschaftlichen Part-
ner entdeckt. Andererseits ist das Bild Afrikas 
aber weiterhin auch geprägt durch Armut und 
Konflikte, wie im sudan, in der elfenbeinküste, 
in somalia, im Kongo, in simbabwe oder in der 
sahel-region. 

Die deutsche Afrikapolitik beruht auf einer 
realistischen einschätzung des Kontinents. 
sie gründet auf universellen Werten und ist zu-
gleich von interessen geleitet. sie berücksich-

tigt, dass die menschen in Afrika in erster Linie 
selbst für ihren Kontinent verantwortlich sind. 

Die Kooperation Deutschlands mit Afrika um-
fasst heute weit mehr als Krisenbewältigung 
und entwicklungszusammenarbeit. sie setzt auf 
die Chancen und Potenziale des Kontinents und 
seiner menschen. hierzu konzentriert sie sich 
auf sechs schlüsselbereiche unserer Werte und 
interessen:

	 •	 	Frieden und sicherheit
	 •	 	gute regierungsführung, rechtsstaatlich-

keit, Demokratie und menschenrechte
	 •	 	Wirtschaft
	 •	 	Klima und umwelt
	 •	 	energie und rohstoffe
	 •	 	entwicklung, Bildung und Forschung 

Für den erfolg der deutschen Afrikapolitik ist ein 
abgestimmtes und koordiniertes handeln der 
Bundesregierung und der mit ihr koope-
rierenden nationalen und internationalen 
Organisationen unerlässlich. Dieses stellt sicher, 
dass deutsche Afrikapolitik in sich schlüssig ist, 
sich realistische ziele setzt und unseren Werten 
und interessen dient.

KO n z e P t  D e r  B u n D e s r e g i e r u n g
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i. Afrika und Deutschland – eine gleich-
berechtigte Partnerschaft

Afrika	wandelt	sich	rasant	–	politisch,	wirt-
schaftlich	und	gesellschaftlich.	Die	Mehrheit	
der	über	eine	Milliarde	Afrikaner	fordert	
Demokratie,	Rechtsstaatlichkeit	und	die	
Einhaltung	der	Menschenrechte.	Dies	gilt	
aktuell	nicht	nur	in	den	Ländern	Nordafrikas,	
sondern	auf	dem	gesamten	afrikanischen	
Kontinent.	In	einer	zunehmenden	Zahl	von	
afrikanischen	Staaten	übernehmen	verant-
wortungsbewusste	Regierungen	die	Führung	
und	werden	von	einer	aktiven	Zivilgesell-
schaft	kontrolliert.	

Die	Einbindung	des	Kontinents	in	die	globale	
Wirtschaft	schreitet	voran.	Im	Durchschnitt	
ist	Afrikas	Wirtschaft	seit	der	Jahrtausend-
wende	um	knapp	sechs	Prozent	pro	Jahr	und	
damit	stärker	als	im	Weltdurchschnitt	ge-
wachsen.	Diese	Entwicklung	wird	in	einigen	

Ländern	Afrikas	bereits	von	einer	wachsenden	
Mittelschicht	getragen	–	bei	allen	nach	wie	
vor	bestehenden	sozialen	Ungleichheiten.	

Wie	unter	einem	Brennglas	zeigen	sich	auf	
dem	afrikanischen	Kontinent	die	globalen	
Entwicklungen:	Die	Bedeutung	der	alten	
europäischen	Industrieländer	nimmt	ab,	
während	der	Einfluss	anderer	Länder	rapide	
zunimmt.	Staaten	wie	China,	Indien	oder	
Brasilien	haben	ihr	politisches	und	wirtschaft-
liches	Engagement	in	Afrika	massiv	verstärkt.	
Afrika	ist	zudem	mittlerweile	selbst	ein	Akteur	
auf	globaler	Bühne	und	bestimmt	mit	seinen	
54	Staaten	(einschließlich	des	neuen	Staates	
Südsudan)	die	Zukunft	globalen	Regierens	
mit.	

Afrika	spricht	zunehmend	mit	einer	Stimme.	
Die	2002	gegründete	Afrikanische	Union	(AU)	
und	Initiativen	wie	der	Gegenseitige	Afrika-
nische	Bewertungsmechanismus	(„African	

Peer	Review	Mechanism“)	sind	Meilensteine	
dieser	Entwicklung.	Regionalorganisationen	
wie	die	Wirtschaftsgemeinschaft	Westafri-
kanischer	Staaten	(Economic	Community	Of	
West	African	States	–	ECOWAS),	die	Entwick-
lungsgemeinschaft	des	Südlichen	Afrika	
(Southern	African	Development	Community	–	
SADC)	oder	die	Ostafrikanische	Gemeinschaft	
(East	African	Community	–	EAC)	treiben	die	
regionale	Integration	voran	und	übernehmen	
Verantwortung	in	der	Afrikanischen	Friedens-	
und	Sicherheitsarchitektur.	

Diesem	positiven	Bild	des	Wandels,	der	
Chancen	und	des	Aufbruchs	stehen	jedoch	
noch	immer	massive	Herausforderungen	
gegenüber:	Armut	und	Hunger,	Korruption,	
Krankheiten	wie	HIV/Aids	oder	Malaria,	
innerstaatliche	Konflikte,	ethnische	Span-
nungen	und	fragile	Staatlichkeit	bis	hin	
zur	Gefahr	von	zerfallenden	Staaten	sind	
auf	keinem	Kontinent	so	verbreitet	wie	in	
Afrika.	Menschenrechtsverletzungen	und	
mangelnde	Rechtsstaatlichkeit	prägen	noch	
immer	Teile	des	Kontinents.	

Landflucht,	rasante	Urbanisierung	und	hohe	
Geburtenraten	kommen	hinzu.	Die	Umbrüche	
in	Nordafrika	bergen	große	Chancen	für	eine	
demokratische	Entwicklung.	Aber	noch	sind	
die	Prozesse	fragil.	

Deutsche	und	europäische	Kooperation	mit	
Afrika	ist	weit	mehr	als	Entwicklungszusam-
menarbeit.	Die	Europäische	Union	und	die	
Staaten	Afrikas	haben	ihre	Beziehungen	2007	
beim	EU-Afrika-Gipfel	in	Lissabon	mit	der	Ge-
meinsamen	Afrika-EU-Strategie	auf	eine	neue	
Grundlage	gestellt.	Die	Werte,	Interessen	und	
Ziele	der	Gemeinsamen	Afrika-EU-Strategie	
bilden	den	Rahmen	auch	für	die	deutsche	
Politik.	

Deutschland	und	Afrika	verbindet	eine	lange	
gemeinsame	Geschichte.	Sie	reicht	von	der	
Kolonialzeit	Deutschlands	mit	Namibia,	
Tansania,	Ruanda,	Burundi,	Kamerun	und	
Togo	bis	zur	Unterstützung,	die	Deutschland	
den	Ländern	Afrikas	seit	ihrer	Unabhängig-
keit	hat	zukommen	lassen.	Heute	unterhält	
Deutschland	mit	allen	Staaten	Afrikas	diplo-
matische	Beziehungen,	mit	Botschaften	in	fast	
allen	Hauptstädten	des	Kontinents.	Deutsch-
land	ist	auch	einer	der	größten	Handelspart-
ner	des	Kontinents,	genießt	hohes	Ansehen	
und	ist	insgesamt	ein	attraktiver	Partner	für	
Afrika:	Deutsche	Produkte	stehen	für	Quali-
tät,	die	Zusammenarbeit	mit	Deutschland	
für	Verlässlichkeit.	Deutsche	Erfahrungen	
mit	Föderalismus,	politischen	Koalitio-
nen,	Nachbarschaftspolitik	und	Konflikt-
prävention	während	des	Kalten	Krieges	
sowie	aus	dem	Umgang	mit	der	deutschen	

Das vorliegende Konzept behandelt im Wesent-
lichen gesamtafrikanische Aspekte. Die um-
brüche in nordafrika und die sich hieraus erge-
benden Konsequenzen lassen sich in diesem 

Kontext noch nicht abschließend bewerten.
mit dem Afrika-Konzept schlägt Deutschland ein 
neues Kapitel enger Partnerschaft mit Afrika in 
Politik, Wirtschaft, Kultur und gesellschaft auf. 
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Wiedervereinigung	werden	als	hilfreich	
geschätzt.	Auch	Europa	und	Deutschland	
ziehen	Nutzen	aus	Fortschritten	in	Afrika.	So	
war	das	Protokoll	für	die	Rechte	von	Frauen	
in	Afrika	von	2003	(„Maputo-Protokoll“)	eine	
wichtige	Grundlage	für	die	Erarbeitung	des	
Übereinkommens	des	Europarates	zur	Verhü-
tung	und	Bekämpfung	von	Gewalt	an	Frauen	
und	häuslicher	Gewalt.

Der	politische,	wirtschaftliche	und	gesell-
schaftliche	Wandel	Afrikas	sowie	die	
fortbestehenden	Herausforderungen	
verlangen	auch	von	der	deutschen	Politik	
neue	Antworten.	Für	eine	wirkungsvolle	
Afrikapolitik	muss	die	Bundesregierung	
mit	einer	Stimme	sprechen.	Aus	diesem	
Grund	legt	die	Bundesregierung	–	wie	im	
Koalitionsvertrag	festgelegt	–	ein	Afrika-
Konzept	vor.	Es	trägt	den	Potenzialen	ebenso	
wie	den	Herausforderungen	auf	unserem	
Nachbarkontinent	Rechnung	und	präsen-
tiert	Schritte	zur	verstärkten	Abstimmung	
der	deutschen	Afrikapolitik.	Es	bildet	
deren	Rahmen	und	dient	als	Grundlage	
für	spezifischere	Länder-	und	thematische	
Strategien,	die	der	großen	Vielfältigkeit	des	
afrikanischen	Kontinents	gerecht	werden.	

Das	Afrika-Konzept	benennt	Eckpunkte	des	
gemeinsamen	Handelns	der	Bundesregie-

rung	in	Afrika.	Die	Bundesregierung	will	
damit	eine	Partnerschaft	auf	Augenhöhe	
verwirklichen,	die	gemeinsame	Antworten	
Deutschlands	und	Afrikas	auf	globale,	regio-
nale	und	nationale	Herausforderungen	findet.	
Querschnittlich	wird	dabei	berücksichtigt,	
Männer	und	Frauen	gleichberechtigt	am	
Entwicklungsprozess	zu	beteiligen	und	lang-
fristig	eine	Verbesserung	der	Stellung	von	
Frauen	und	ihre	Gleichstellung	zu	erreichen.

Das	Afrika-Konzept	definiert	in	seinem	
ersten	Teil	die	Werte	und	Interessen,	die	
unsere	Politik	leiten,	und	nennt	die	Ziele	
deutscher	Afrikapolitik.	Der	zweite	Teil	
beschreibt	die	Instrumente,	mit	denen	die	
Bundesregierung	ihre	Ziele	in	den	genann-
ten	Bereichen	verfolgt.	Es	schließt	sich	die	
Darstellung	der	internationalen	Einbettung	
deutscher	Afrikapolitik	an,	gefolgt	von	den	
Grundlagen	der	Abstimmung	der	an	der	
Afrikapolitik	beteiligten	Bundesministerien	
und	anderen	Akteure	und	Akteurinnen.	
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ii. universelle Werte und deutsche 
interessen

Die	universellen	Menschenrechte	gelten	
weltweit	und	sind	für	Deutschland	und	die	
afrikanischen	Staaten		rechtlich	bindende	
Verpflichtungen.	Die	Afrikanische	Charta	der	
Menschenrechte	und	der	Rechte	der	Völker	
(„Banjul-Charta“),	die	Charta	der	Afrikani-
schen	Union	und	weitere	Dokumente	wie	die	
Afrikanische	Charta	zu	Demokratie,	Wahlen	
und	Regierungsführung	sowie	die	Charta	der	
Vereinten	Nationen	benennen	diese	Werte	
explizit.	An	ihnen	lässt	sich	Afrika	messen.	

Die	deutsche	Politik	dient	der	Verwirklichung	
der	Menschenrechte	als	„Grundlage	jeder	
menschlichen	Gemeinschaft,	des	Friedens	
und	der	Gerechtigkeit	in	der	Welt“	(Artikel	1	
Grundgesetz).	Unsere	Partner	in	Afrika	sind	
dabei	an	erster	Stelle	jene	Länder,	die	diese	
Werte	teilen.	Eine	freie	und	aktive	Zivilgesell-
schaft	(also	Kirchen,	Medien,	Gewerkschaften,	
Verbände	und	Nichtregierungsorganisa-
tionen)	ist	unabdingbar	für	die	Verteidigung	
der	Menschenrechte.	Für	Deutschland	sind	
daher	auch	afrikanische	und	deutsche	
Zivilgesellschaften	herausgehobene	Partner,	
die	wir	verstärkt	einbinden.	Darüber	hinaus	
tritt	die	Bundesregierung	für	die	Wahrung	
der	Menschenrechte	im	Dialog	mit	jenen	

afrikanischen	Regierungen	ein,	die	andere	
Werte	als	wir	vertreten.	Deutsche	Menschen-
rechtspolitik	in	Afrika	kämpft	gegen	die	
Straflosigkeit	schwerer	Menschenrechtsver-
letzungen	wie	Völkermord	oder	Verbrechen	
gegen	die	Menschlichkeit.	Deutschland	setzt	
sich	für	die	Einhaltung	und	Stärkung	interna-
tionaler	Flüchtlingsstandards	ein.

Die	strukturelle	Benachteiligung	von	Frauen,	
die	sich	nicht	zuletzt	in	geschlechtsspezi-
fischer	Gewalt	manifestiert	(wie	die	immer	
noch	weitverbreitete	weibliche	Genitalver-
stümmelung),	oder	systematische	sexuelle	
Gewalt	in	Konflikten	sind	weitere	Formen	von	
Menschenrechtsverletzungen.	Deutschland	
bekämpft	diese	gemeinsam	mit	afrikanischen	
Partnern.	Durch	zahlreiche	Projekte	unter-
stützt	die	Bundesregierung	die	Belange	von	
Frauen	in	Afrika	als	Akteurinnen	des	Wandels.	

Die	Bundesregierung	setzt	sich	weltweit	für	
die	Abschaffung	der	Todesstrafe	ein.	In	32	
Ländern	Afrikas	gilt	noch	immer	die	Todes-
strafe,	auch	wenn	sie	vielerorts	nicht	mehr	
vollstreckt	wird.	Togo	und	Burundi	haben	
2009	die	Todesstrafe	abgeschafft;	diese	
Beispiele	zeigen,	dass	gerade	in	Afrika	die	
Förderung	einer	innerstaatlichen	Debatte	
über	die	Abschaffung	der	Todesstrafe	zu	Er-
gebnissen	führt.	In	vielen,	auch	afrikanischen	

Foto: Bilndtext, Bu fehlt.

Dorfbevölkerung der region Fada n’gourma, 
Burkina Faso
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Gesellschaften	werden	Menschen	aufgrund	
ihrer	sexuellen	Orientierung	diskriminiert.	
Homosexualität	wird	in	zahlreichen	afrikani-
schen	Staaten	auch	strafrechtlich	verfolgt.

Die	Bundesregierung	fördert	die	Akzeptanz	
sexueller	Minderheiten	und	die	Straffreiheit	
von	Homosexualität	vor	allem	durch	Aufklä-
rungsarbeit	von	Nichtregierungsorganisatio-
nen	und	den	Dialog	mit	Verantwortlichen.

Über	den	international	eingeforderten	Schutz	
der	Menschenrechte	und	die	Verwirklichung	
gesellschaftlicher	Grundwerte	wie	Freiheit	
und	Gerechtigkeit	hinaus	lassen	sich	eine	Rei-
he	deutscher	Interessen	an	der	Partnerschaft	
mit	Afrika	benennen.	Dabei	stehen	Ziele	in	
sechs	gleichrangigen	Bereichen	deutscher	
Afrikapolitik	im	Vordergrund:	

1. Frieden und sicherheit
Unsere	obersten	Interessen	sind	Frieden	und	
Sicherheit	in	unserer	Nachbarschaft.	Bürger-
kriege	und	der	Zerfall	staatlicher	Ordnung,	
Terrorismus,	Umweltzerstörung,	Piraterie,	
organisierte	Kriminalität,	transnationa-
ler	Drogenhandel	sowie	Migrations-	und	
Flüchtlingsbewegungen	haben	unmittelbare	
Auswirkungen	auch	auf	Deutschland.	Die	
Staaten	Afrikas	haben	mit	der	Afrikanischen	
Friedens-	und	Sicherheitsarchitektur	Verant-

wortung	für	den	Frieden	auf	ihrem	Kontinent	
übernommen.	Deutschland	unterstützt	
sie	dabei,	auch	im	Rahmen	der	Vereinten	
Nationen.	Ein	besonderer	Schwerpunkt	ist	
die	Konfliktprävention.	Dort,	wo	afrikani-
sche	Kapazitäten	fehlen,	oder	bei	schwer-
wiegenden	Krisen	ist	die	Bundesregierung	
grundsätzlich	bereit,	sich	im	Rahmen	des	
Völkerrechts	auch	unmittelbar	zu	engagie-
ren.	An	erster	Stelle	steht	jedoch	die	Stär-
kung	afrikanischer	Eigenverantwortung.	
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2. gute regierungsführung, rechtsstaat-
lichkeit, Demokratie und menschenrechte
Es	liegt	im	Interesse	deutscher	Afrikapolitik,	
guter	Regierungsführung,	Rechtsstaatlich-
keit,	Demokratie	und	Menschenrechten	
weltweit	Geltung	zu	verschaffen.	Ein	demo-
kratisch	verfasstes,	rechtsstaatliches	Gemein-
wesen	bildet	langfristig	die	beste	Garantie	
für	Stabilität	und	nachhaltige	Entwicklung.	
Rechtsstaatlichkeit	schafft	außerdem	die	
zum	Schutz	deutscher	Investitionen	nötigen	
Rahmenbedingungen.	Die	Verwirklichung	
aller	Menschenrechte	ist	ein	zentrales	Anlie-
gen	Deutschlands,	denn	nur	auf	dieser	Grund-
lage	können	sichere	und	offene	Gesellschaf-
ten	in	Afrika	gefördert	werden.

3. Wirtschaft 
Deutschland	hat	als	eine	der	führenden	
Handelsnationen	ein	natürliches	Interesse	
an	freiem	Welthandel,	einer	diversifizierten	
afrikanischen	Wirtschaft,	zunehmender	
Integration	der	afrikanischen	Märkte	unter-
einander	und	in	die	Weltwirtschaft	sowie	
an	steigendem	Wohlstand	in	Afrika.	
Gleichzeitig	sind	Auslandsinvestitionen	
im	Interesse	afrikanischer	Länder,	denn	sie	
schaffen	Arbeitsplätze,	sorgen	für	Bildung	
und	Ausbildung	und	können	zu	nachhalti-
gem	Wirtschaftswachstum	beitragen.	Der	
Abbau	tarifärer	und	nicht	tarifärer	Handels-

hemmnisse	sowie	handelsverzerrender	
Maßnahmen	ist	bedeutsam,	um	das	Entwick-
lungspotenzial	Afrikas	zu	verwirklichen.	Die	
Bundesregierung	unterstützt	deshalb	Afrikas	
Bemühungen	um	regionale	wirtschaftliche	
Integration	und	die	WTO-Verhandlungen	im	
Rahmen	der	Doha-Runde,	insbesondere	zur	
Liberalisierung	des	Welthandels.	Die	derzeit	
von	der	EU	und	vielen	afrikanischen	Staaten	
geführten	Verhandlungen	über	regionale	
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen	zielen	
auf	die	verstärkte	Einbindung	Afrikas	in	die	
Weltwirtschaft	und	die	Entwicklung	des	
Kontinents	ab.	Deutschland	unterstützt	die	
weitere	Öffnung	der	europäischen	Märkte	
für	afrikanische	Produkte.	Ziel	der	deutschen	
Afrikapolitik	ist	eine	Partnerschaft,	die	sich	
sowohl	an	den	Stärken	der	deutschen	Wirt-
schaft	als	auch	an	der	wachsenden	Bedeutung	
der	wirtschaftlichen	Zusammenarbeit	mit	
Afrika	sowie	den	Chancen	und	Besonderhei-
ten	afrikanischer	Märkte	orientiert.	

4. umwelt und Klima
Afrika	ist	mit	vielen	drängenden	Umweltpro-
blemen	konfrontiert.	Die	Herausforderungen	
bei	der	Wüstenbekämpfung,	bei	Wasser-,	
Abfall-	und	Chemikalienmanagement,	bei	
nachhaltiger	Energieversorgung	und	dem	
Schutz	der	biologischen	Vielfalt	sind	in	den	
letzten	Jahren	gestiegen.	Der	Klimawandel	Bundeskanzlerin Angela merkel mit nelson mandela
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bedroht	die	Ernährungssicherung,	steigert	
Gesundheitsrisiken	und	gefährdet	Entwick-
lungserfolge	Afrikas.	Sinkende	Erträge	in	der	
Landwirtschaft	wegen	Wassermangel	oder	
Bodenerosion	können	zu	Nahrungsmittel-
krisen,	Migration	und	Konflikten	um	knappe	
Ressourcen	führen	mit	Auswirkungen	auch	
auf	Deutschland	und	Europa.	Afrikas	Wälder	
leisten	wichtige	Beiträge	zur	Armutsbekämp-
fung,	zur	Ernährungssicherung	und	zur	Roh-
stoffgewinnung.	Sie	stabilisieren	zu	einem	
bedeutenden	Teil	das	globale,	also	auch	unser	
Klima.	Der	Erhalt	von	Afrikas	einzigartiger	
biologischer	Vielfalt	und	die	nachhaltige	
Bewirtschaftung	der	Wälder	sind	aus	ökolo-
gischen,	ökonomischen,	sozialen,	kulturellen	
und	ethischen	Gründen	auch	im	deutschen	
Interesse.

5. energie und rohstoffe
Die	deutsche	Wirtschaft	ist	auf	Roh-
stoffimporte	angewiesen.	Afrika	ist	ein	
bedeutender	Produzent	wichtiger	fossiler	
Energieträger	wie	Erdöl	und	Erdgas	und	
besitzt	großes	Potenzial	für	die	Nutzung	
von	Sonnen-,	Wind-	und	Wasserkraft.	Der	
Kontinent	verfügt	über	große	Vorkommen	
von	Rohstoffen	wie	Coltan,	Wolfram	oder	
Platin,	die	für	die	Hochtechnologieindustrie	
benötigt	werden.	Zugleich	herrscht	in	weiten	
Teilen	Afrikas	Energiemangel	–	Kraftwerke	

sind	veraltet,	ineffizient	und	schädigen	
die	Umwelt.	Umfassende	Kooperationen	
und	Rohstoffpartnerschaften,	wie	in	der	
Rohstoffstrategie	der	Bundesregierung	
beschlossen,	können	die	Versorgung	
Deutschlands	mit	Energie	und	Rohstoffen	
sichern,	die	staatlichen	Einnahmen	der	
Lieferantenländer	erhöhen	und	die	Moder-
nisierung	von	Infrastruktur	und	Wirtschaft	
in	Afrika	unterstützen.	Mit	der	Entwicklung	
afrikanischer	Energiesysteme	hin	zu	höherer	
Effizienz	und	mit	stärkerem	Einsatz	erneu-
erbarer	Energien	fördert	die	Bundesregierung	
zudem	deutsche	Exporte	und	Investitionen.		

6. nachhaltige und wissensbasierte 
entwicklung
Die	Unterstützung	der	Entwicklung	unserer	
afrikanischen	Partner	bleibt	ein	wichtiger	Teil	
der	deutschen	Afrikapolitik.	Die	Entwicklung	
Afrikas	liegt	im	Eigeninteresse	Deutschlands,	
denn	sie	stärkt	Sicherheit	und	Wachstum	und	
schafft	die	Voraussetzungen	für	eine	engere	
Zusammenarbeit.	Nachhaltige	Entwicklung	
ist	der	Schlüssel	für	die	Verwirklichung	der	
Menschenrechte,	von	Frieden,	Stabilität	und	
Gerechtigkeit	sowie	einer	Gesellschaft,	die	
ihren	Bürgerinnen	und	Bürgern	politische,	
wirtschaftliche	und	kulturelle	Teilhabe	
gewährt.	Entwicklung	reduziert	so	Ursachen	
irregulärer	Migration.	

Frau mit Baumsetzlingen im norden 
von uganda
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Entwicklung,	so	eine	wesentliche	Erkenntnis	
der	Entwicklungspolitik	der	vergangenen	
Jahrzehnte,	muss	aber	auch	aus	den	Gesell-
schaften	selbst	kommen.	Entwicklungszu-
sammenarbeit	muss	sich	an	den	Politiken	
und	Systemen	der	Partner	orientieren.	

Die	Afrikapolitik	der	Bundesregierung	
stellt	Selbsthilfefähigkeit,	das	Potenzial	
des	Einzelnen	und	die	besondere	Rolle	von	
Frauen	sowie	die	Eigenverantwortung	und	
Entwicklungsorientierung	der	Partner	in	den	
Mittelpunkt.	Entwicklungszusammenarbeit	
wird	in	wachsendem	Maße	ergänzt	durch	
andere	Kooperationsformen,	zum	Beispiel	
in	Bildung,	Forschung	und	im	Kulturaus-

tausch.	Langfristig	soll	die	Entwicklungs-
zusammenarbeit	in	eine	wirtschaftliche	
Zusammenarbeit	überführt	werden.
Die	Bundesregierung	verfolgt	das	Ziel,	
die	Menschenrechte	zu	schützen,	Armut	
und	Hunger	reduzieren	zu	helfen	und	ein	
breitenwirksames,	sozial	und	ökologisch	
nachhaltiges	Wirtschaftswachstum	als	
Motor	nachhaltiger	Entwicklungsprozesse	
zu	fördern.	Dabei	sind	wirkungsvolle	Ergeb-
nisse	der	Entwicklungspolitik	und	effizienter	
Einsatz	der	Mittel	zentrale	Maßstäbe.	Stärke-
rer	bilateraler	Handel	und	Investitionsmög-
lichkeiten	für	deutsche	Unternehmen	tragen	
auch	dazu	bei,	die	Entwicklungszusammen-
arbeit	langfristig	überflüssig	zu	machen.
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iii. instrumente zur umsetzung 
deutscher Afrikapolitik

Auf	der	Grundlage	unserer	Werte	und	Inter-
essen	sind	die	Ziele	der	deutschen	Afrikapo-
litik	auf	die	Gegebenheiten	der	afrikanischen	
Staaten	und	Gesellschaften	ausgerichtet.	
Afrika	und	Deutschland	wollen	als	Partner	
auf	Augenhöhe	mit	gemeinsamen	Interessen	
und	jenseits	überholter	Geber-Nehmer-
Strukturen	zusammenarbeiten.	Die	Haupt-
elemente	zur	Verwirklichung	der	Ziele	in	den	
genannten	sechs	Bereichen	sind	die	Stärkung	
der	afrikanischen	Eigenverantwortung	für	
Frieden	und	Sicherheit;	die	Förderung	offener	
Gesellschaften;	die	gemeinsame	Nutzung	
wirtschaftlicher	Chancen;	die	Stärkung	der	
Kooperation	mit	Blick	auf	den	Umwelt-	und	
Klimaschutz;	die	Sicherung,	nachhaltige	
Gewinnung	und	Nutzung	von	Energieres-
sourcen	und	Rohstoffen	sowie	die	Unterstüt-
zung	neuer	Ansätze	für	eine	nachhaltige	und	
wissensbasierte	Entwicklung.

1. Frieden und sicherheit: Afrikanische 
eigenverantwortung stärken

Ausgangsbedingungen
In	Teilen	Afrikas	verhindern	zahlreiche	be-
waffnete	Konflikte,	politische	und	ethnische	
Spannungen,	Grenzkonflikte	und	fragile	

Staatlichkeit	sozialen,	wirtschaftlichen	und	
politischen	Fortschritt.	Die	Konflikte	sind	vor	
allem,	aber	nicht	nur,	innerstaatlicher	Natur.	

Die	Verletzung	von	Menschenrechten	ist		
eine	wesentliche	Ursache	von	Konflikten.		
Am	Horn	von	Afrika	und	in	Zentralafrika	ist	
die	Sicherheit	massiv	gefährdet	und	Staat-
lichkeit	schwach	ausgeprägt.	Transnationaler	
Terrorismus	wird	im	Norden	des	Kontinents,	
in	der	Sahel-Region	und	am	Horn	von	Afrika	
zu	einem	wachsenden	Problem.	Ähnliches	
gilt	für	die	Piraterie	im	Indischen	Ozean,	
aber	auch	im	Golf	von	Guinea	sowie	für	
Drogentransit.	Konflikte	wie	im	Sudan,	in	
der	Elfenbeinküste,	in	der	Demokratischen	
Republik	Kongo	(vor	allem	Ostkongo)	oder	in	
Somalia	destabilisieren	oftmals	ihr	regionales	
Umfeld.	Aus	innerafrikanischen	Konflikten	
gehen	zum	Teil	massive	Flüchtlingsbewegun-
gen	hervor.

Zunehmend	gewinnen	in	Afrika	eigene	
Mechanismen	zur	Friedenskonsolidierung	
und	Krisenprävention	an	Bedeutung.	Vermitt-
lungsmissionen	der	AU	(zum	Beispiel	im		
Sudan	oder	in	Madagaskar)	oder	der	Regio-
nalorganisationen	wie	ECOWAS	in	Guinea	
oder	der	Elfenbeinküste	sind	Beispiele	für	das	
eigenverantwortliche	Handeln	afrikanischer	
Staaten.

16   

Quelle: Jahrbuch des stockholm international Peace research institute (siPri), 2010
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Im	Zentrum	afrikanischer	Anstrengungen	zur	
Vorbeugung	und	Beendigung	von	Gewalt-
konflikten	steht	der	von	der	AU	gesteuerte	
Aufbau	einer	Friedens-	und	Sicherheits-
architektur	(„African	Peace	and	Security	
Architecture“).	Dafür	entwickelt	die	AU	ein	
kontinentales	Frühwarnsystem,	stärkt	ihre	
Fähigkeit	zur	Krisenvermittlung	und	baut	
mit	Regionalorganisationen	und	regionalen	
Koordinationsmechanismen	eine	regional	
organisierte	Friedenstruppe,	die	„African	
Standby	Force“,	auf.	Bereits	jetzt	versucht	die	
AU	durch	Friedenseinsätze	wie	die	African	
Union	Mission	in	Somalia	(AMISOM)	Frieden	
auf	dem	Kontinent	herzustellen.	Darüber	
hinaus	übernehmen	afrikanische	Regional-
organisationen	zunehmend	Verantwortung	
für	die	Friedenssicherung	in	ihren	Regionen.	
Jedoch	sind	die	AU	und	die	Regionalorga-
nisationen	weiter	auf	Unterstützung	von	
außen	angewiesen:	Knapp	die	Hälfte	aller	
Friedensmissionen	der	Vereinten	Natio-
nen	ist	in	Afrika	tätig,	ungefähr	70	Prozent	
aller	Blauhelmsoldatinnen	und	-soldaten	
werden	auf	dem	Kontinent	eingesetzt.

schwerpunkt deutscher initiativen
Zentrales	Anliegen	der	deutschen	Afrikapo-
litik	ist	es,	gemeinsam	mit	den	afrikanischen	
Staaten,	den	Vereinten	Nationen,	der	Euro-
päischen	Union,	internationalen	Initiativen	

wie	den	G8	und	Organisationen	wie	der	NATO	
die	afrikanischen	Fähigkeiten	zur	regionalen	
Konfliktprävention	und	-bewältigung	zu	stär-
ken.	Dies	bezieht	sich	auf	so	unterschiedliche	
Konflikte	wie	derzeit	in	Teilen	Nordafrikas,	im	
Sudan,	in	der	Elfenbeinküste,	in	der	Demokra-
tischen	Republik	Kongo	(vor	allem	Ostkongo),	
in	Somalia	oder	in	Simbabwe.	Afrikanische	
Konfliktprävention	und	-bewältigung	
entlastet	künftig	die	Friedenssicherung	der	
Vereinten	Nationen.	Die	Bundesregierung	
setzt	auf	afrikanische	Lösungsansätze	und	
fördert	diese.	
Schwerpunkt	des	deutschen	Engagements	ist	
die	Unterstützung	der	kontinentalen	Friedens-	
und	Sicherheitsarchitektur.	Die	Bundesre-
gierung	unterstützt	seit	2004	maßgeblich	
die	Abteilung	für	Frieden	und	Sicherheit	der	
AU	bei	Organisation	und	Management	sowie	
beim	Aufbau	des	kontinentalen	Konfliktfrüh-
warnsystems.	Zudem	unterstützt	die	Bundes-
regierung	die	Abteilungen	für	Frieden	und	
Sicherheit	in	den	Regionalorganisationen	
Wirtschaftsgemeinschaft	Westafrikanischer	
Staaten	(ECOWAS),	Ostafrikanische	Gemein-
schaft	(EAC),	Zwischenstaatliche	Behörde	
für	Entwicklung	von	Staaten	in	Nordostaf-
rika	(IGAD)	und	Entwicklungsgemeinschaft	
des	Südlichen	Afrika	(SADC)	sowie	beim	
Koordinationsmechanismus	für	die	ostafri-
kanische	Bereitschaftstruppe	EASFCOM.	

F r i e D e n s e r h A Lt e n D e  m A s s n A h m e n  D e u t s C h L A n D s  z u  V n - m i s s i O n e n  i n  A F r i K A
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die	Bundesregierung,	dass	diese	Hilfe	dem	
Bedarf	entspricht,	international	von	den	
Vereinten	Nationen	koordiniert	wird	und	
reibungslos	in	langfristigere	Übergangshilfe	
und	Entwicklungszusammenarbeit	übergeht.	
	
initiativen der zukunft
1.	 	Die	Bundesregierung	sieht	die	Afrikanische	

Friedens-	und	Sicherheitsarchitektur	der	
AU	sowie	der	Regionalorganisationen	und	
regionalen	Koordinationsmechanismen	
als	Konzept	der	Zukunft.	Deutschland	wird	
AU,	Regionalorganisationen	und	regionale	
Koordinationsmechanismen	deshalb	weiter	
beim	Ausbau	ihrer	Fähigkeiten	im	Bereich	
Frieden	und	Sicherheit	sowie	beim	Aufbau	
von	Frühwarnmechanismen	unterstützen	
und	diese	Unterstützung	ausbauen.	Die	
Bundesregierung	wird	diese	unter	den	
Ministerien	abstimmen,	um	Wirkung	und	
Sichtbarkeit	des	deutschen	Beitrags	zu	
stärken.	So	wird	der	politische	Dialog	mit	
der	AU	vom	Auswärtigen	Amt	und	dem	BMZ	
bereits	gemeinsam	geführt,	in	Fragen	von	
Frieden	und	Sicherheit	wird	das	Bundesver-
teidigungsministerium	einbezogen.	

2.		Deutschland	wird	die	internationale	
Krisen-	und	Konfliktbewältigung	in	Afrika,	
insbesondere	unter	dem	Dach	der	Verein-
ten	Nationen,	aber	auch	der	EU,	weiter	
fördern.	Die	Bundesregierung	wird	sich	

dazu	insbesondere	in	die	Formulierung	der	
Gemeinsamen	Sicherheits-	und	Verteidi-
gungspolitik	der	EU	(GSVP)	im	Hinblick	auf	
Afrika	einbringen.	

3.		Friedenskonsolidierung,	Wiederaufbau	
und	Entwicklung	in	Postkonfliktländern	
bleibt	ein	Schwerpunkt	deutscher	Afrikapo-
litik.	Die	Demobilisierung	und	Integration	
von	ehemaligen	Kombattantinnen	und	
Kombattanten	und	Flüchtlingen,	Kleinwaf-
fenkontrolle,	Investitionen	in	den	(Wieder-)
Aufbau	von	sozialer	und	wirtschaftlicher	
Infrastruktur,	die	Stärkung	der	Rechtssi-
cherheit,	der	politisch-administrativen	
Kapazitäten,	der	Zivilgesellschaft	sowie	der	
lokalen	Demokratie	sind	Felder,	in	denen	
sich	Deutschland	weiter	umfangreich	in	
vielen	afrikanischen	Postkonfliktstaaten	
engagieren	wird.

4.		Ein	Kennzeichen	der	deutschen	Aktivitäten	
ist	auch	in	Zukunft	das	Zusammenwirken	
von	zivilen	und	militärischen	Komponen-
ten	in	einem	Konzept	vernetzter	Sicherheit.	
Wir	werden	die	afrikanischen	Trainings-
zentren	für	Friedenseinsätze	wie	derzeit	
das	Kofi	Annan	International	Peacekeeping	
Training	Centre	(KAIPTC),	die	École	de	
Maintien	de	la	Paix	(EMP)	in	Westafrika	
und	das	Regional	Peacekeeping	Training	
Center	im	südlichen	Afrika	bei	der	Ausbil-
dung	von	Sicherheitskräften	und	zivilem	

Diese	umfassende	Unterstützung	zum	Kapazi-
tätsaufbau	im	Bereich	Frieden	und	Sicherheit	
ist	einzigartig	auf	dem	Kontinent.	Als	viert-
größter	Beitragszahler	für	friedenserhaltende	
Maßnahmen	der	Vereinten	Nationen	trägt	
Deutschland	einen	bedeutenden	Anteil	an	
der	Finanzierung	der	Blauhelm-Missionen	
(2008–2010:	knapp	1,3	Milliarden	Euro,	davon	
1	Milliarde	für	Einsätze	in	Afrika).	Ein	deut-
scher	Schwerpunkt	ist	die	Konfliktpräventi-
on:	Gewaltsame	Konflikte	sollen	frühzeitig	
verhindert	werden,	wie	zum	Beispiel	durch	
die	Absicherung	und	Begleitung	von	Wahlen	
in	der	Demokratischen	Republik	Kongo	oder	
Burundi.	Die	Grundlage	des	gemeinsamen	
Handelns	der	Bundesregierung	ist	seit	2004	
der	Aktionsplan	„Zivile	Krisenprävention,	
Konfliktlösung	und	Friedenskonsolidierung“.	

Die	Gewährleistung	von	Sicherheit,	besonders	
durch	Terrorismusbekämpfung	und	-prä-
vention,	ist	ein	Schlüssel	für	Demokratie	und	
Stabilität	in	Afrika.	Diese	sind	ihrerseits	un-
verzichtbar	für	wirtschaftlichen	Wohlstand,	
Freiheit	und	Gerechtigkeit.	Deutschland	
trägt	mit	seiner	Hilfe	bei	der	Bekämpfung	
und	Prävention	des	Terrorismus	dazu	bei,	in	
gefährdeten	Staaten	Polizei,	Justiz	und	Militär	
demokratisch	fortzuentwickeln.	Dies	um-
fasst	die	Stärkung	staatlicher	Institutionen,	
um	Staatszerfall	entgegenzuwirken,	oder	

Projekte,	die	den	ideologischen	Grundlagen	
des	Terrorismus	begegnen	und	eine	Radika-
lisierung	der	Bevölkerung	verhindern	sollen.
Die	Bundesregierung	engagiert	sich	seit	De-
zember	2008	mit	der	von	der	EU	geführten	
militärischen	Operation	ATALANTA	im	inter-
nationalen	Kampf	gegen	die	Piraterie	im	Golf	
von	Aden.	Deutschland	ist	zudem	seit	Langem	
Partner	in	zahlreichen	Projekten	zur	Klein-
waffenkontrolle	und	zur	Räumung	von	explo-
siven	Kampfmittelrückständen	und	Minen	
in	Afrika.	Zusammen	mit	der	EU	leistet	die	
Bundesregierung	auch	Beiträge	zur	Reform	
des	Sicherheitssektors,	wie	im	Südsudan	und	
in	der	Demokratischen	Republik	Kongo.	

In	gravierenden	Krisen	und	nach	schwerwie-
genden	Naturkatastrophen	leistet	Deutsch-
land	humanitäre	Hilfe.	Wichtig	ist	dabei	für	

Außenminister guido Westerwelle besucht die eu-trainings-
mission für somalia in uganda
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Personal	für	Friedensmissionen	weiter	
fördern	und	uns	dabei	eng	mit	anderen	
Partnern,	insbesondere	der	EU,	abstimmen.	

5.		Vertrauensbildende	Maßnahmen	sowie	
angemessene	Schritte	zu	Rüstungskontrolle	
und	Abrüstung	sowie	Projekte	zur	Nichtver-
breitung	von	Massenvernichtungswaffen	
können	zu	mehr	Stabilität	und	regionaler	
Kooperation	in	Afrika	beitragen.	Die	
Bundesregierung	wird	dafür	vor	allem	
Kleinwaffenprojekte	und	die	Räumung	von	
Landminen,	auch	im	Rahmen	der	EU,	weiter	
fördern	und	dabei	verstärkt	Regionalorgani-
sationen	sowie	die	Zivilgesellschaft	
einbeziehen.	Die	Bundesregierung	will	
zusammen	mit	der	AU	und	den	Staaten	
Afrikas	vertrauensbildende	Maßnahmen	
und	die	internationale	Vertragsarchitektur	
zur	Rüstungskontrolle,	Abrüstung	und	
Nichtverbreitung	festigen.	Sie	will	die	
Universalisierung	der	Abkommen	zum	
Verbot	von	Landminen	und	Streumunition	
vorantreiben	sowie	die	Zusammenarbeit	bei	
der	Exportkontrolle	und	der	Schaffung	eines	
rechtlich	verbindlichen	Waffenhandelsver-
trags	im	Rahmen	der	Vereinten	Nationen	
ausbauen.	

6.		Durch	militärpolitische	Instrumente	
leistet	Deutschland	einen	Beitrag	zur	
Entwicklung	demokratisch	orientierter	
Streitkräfte	in	Afrika.	Dazu	zählen	derzeit	

die	Akkreditierung	von	Verteidigungs-
attachés,	bilaterale	Kooperationen,	die	
Entsendung	von	Militärberaterinnen	und	

-beratern,	Ausbildungs-	und	Ausstattungs-
hilfe.	Weitere	Möglichkeiten	stellen	die	
Teilnahme	an	militärischen	Übungen	oder	
eine	im	Einzelfall	zu	entscheidende	mili-
tärische	Unterstützung	humanitärer	Hilfe	
dar.	Dies	leistet	einen	Beitrag	zur	Reform	
des	Sicherheitssektors	und	zur	Eigenver-
antwortung	in	den	jeweiligen	Regionen.	

7.	 	Deutschland	will	dazu	beitragen,	dass	die	
Rekrutierung	von	Mädchen	und	Jungen	
als	Soldaten	und	Soldatinnen	gestoppt	
und	möglichst	viele	Kindersoldaten/-sol-
datinnen	demobilisiert	und	reintegriert	
werden.	Neben	zahlreichen	bilateralen	
Projekten	unterstützt	die	Bundesregierung	
auf	globaler	Ebene	die	Tätigkeit	der	VN-
Sonderbeauftragten	zum	Thema	„Kinder	
und	bewaffnete	Konflikte“.	Deutschland	hat	
zudem	im	Rahmen	seiner	nichtständigen	
Mitgliedschaft	im	VN-Sicherheitsrat	2011/12	
den	Vorsitz	der	Arbeitsgruppe	„Kinder	
und	bewaffnete	Konflikte“	übernommen	
und	kämpft	gegen	die	Rekrutierung	von	
Jungen	und	Mädchen	als	Soldaten/Solda-
tinnen	und	gegen	sexuelle	Gewalt	gegen	
Mädchen	und	Jungen	in	Konflikten.	

8.		Deutschland	will	in	Umsetzung	der	
VN-Sicherheitsratsresolution	1325	„Frauen,	
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Frieden,	Sicherheit“	und	ihrer	Nachfolge-
resolutionen	dazu	beitragen,	Frauen	und	
Männer	gleichberechtigt	in	den	Aufbau	
demokratischer	und	gerechter	Gesell-
schaftsordnungen	einzubeziehen.	Die	
Bundesregierung	unterstützt	daneben	
auch	weiter	die	Arbeit	der	Sonderbeauf-
tragten	des	VN-Generalsekretärs	zum	
Thema	„Sexuelle	Gewalt	in	Konflikten“.

2. gute regierungsführung, rechtsstaat-
lichkeit, Demokratie und menschenrechte: 
Offene gesellschaften fördern

Ausgangsbedingungen
Der	demokratische	Wandel	in	Afrika	ist	
ermutigend.	Seit	1973	hat	sich	die	Zahl	der	
afrikanischen	Länder	mit	Mehrparteienwah-
len	von	drei	auf	vierzig	erhöht.	In	Tunesien	
und	Ägypten	wurden	langjährige	autokrati-
sche	Herrscher	durch	öffentliche	Proteste	zum	
Rücktritt	gezwungen.	In	weiteren	nordafrika-
nischen	Staaten	stehen	autokratische	Regime	
unter	Reformdruck.	Die	Zahl	der	Militärput-
sche	in	Afrika	ist	ebenso	zurückgegangen	wie	
die	Wahrscheinlichkeit,	dass	solche	Umstürze	
von	den	afrikanischen	Regionalorganisatio-
nen	hingenommen	werden;	jüngste	Beispiele	
dafür	sind	etwa	die	Elfenbeinküste,	Guinea	
und	Madagaskar.	Die	AU	lehnt	gewaltsame	
Regierungswechsel	explizit	ab.	Meinungsum-

fragen	zeigen,	dass	die	große	Mehrheit	der	
afrikanischen	Bürgerinnen	und	Bürger	Demo-
kratie	als	Regierungsform	unterstützt.	

Es	bleibt	jedoch	eine	erhebliche	Herausforde-
rung,	gute	Regierungsführung,	Rechtsstaat-
lichkeit,	Demokratie	und	Menschenrechte	zu	
verwirklichen:	Trotz	positiver	Entwicklungen	
gefährden	willkürliche	Rechts-	und	Justizsys-
teme,	organisierte	Kriminalität	wie	zum	Bei-
spiel	Frauenhandel,	schlecht	funktionierende	
Verwaltungen,	Patronage	und	Korruption	in	
vielen	Teilen	Afrikas	die	Sicherheit	und	Sta-
bilität.	Presse-	und	Meinungsfreiheit	werden	
oftmals	nur	eingeschränkt	gewährleistet,	
Menschenrechte	in	zahlreichen	Staaten	durch	
staatliche	und	nichtstaatliche	Akteure	ver-
letzt.	Demokratisierung	wird	oftmals	durch	
schwache	Staatlichkeit	gefährdet:	Aus	zahl-
reichen	politischen	Umbrüchen	gingen	nicht	
freiheitliche	Demokratien,	sondern	politische	
Systeme	hervor,	die	zwischen	Diktatur	und	
Demokratie	stecken	geblieben	sind.

schwerpunkt deutscher initiativen
Gute	Regierungsführung	(„Good	Gover-
nance“)	ist	Querschnittsanliegen	und	zu-
gleich	Schwerpunkt	der	deutschen	Entwick-
lungszusammenarbeit	mit	16	afrikanischen	
Ländern	–	kein	anderer	Schwerpunkt	
wurde	häufiger	vereinbart.	Mit	zuletzt	
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jährlich	über	285	Millionen	Euro	öffentli-
cher	Entwicklungszusammenarbeit	gehört	
Deutschland	zu	den	drei	größten	bilateralen	
Unterstützern	guter	Regierungsführung	in	
Afrika.	Gute	Regierungsführung	beinhaltet	
unter	anderem	die	Rechenschaftspflicht	
der	Regierungen,	Gewaltenteilung	und	
verantwortliches	Handeln	der	öffentlichen	
Verwaltung.	Zentrale	Bereiche	sind	daneben	
die	Unterstützung	von	Dezentralisierung	zur	
Stärkung	lokaler	Eigenverantwortung	und	
Bürgernähe	sowie	guter	finanzieller	Regie-
rungsführung	(„Good	Financial	Governance“)	
mit	besonderem	Augenmerk	auf	Haushalts-
reformen,	Stärkung	staatlicher	Einnahmen	
und	verbesserter	externer	Finanzkontrolle.	

Wichtige	Instrumente	deutscher	Förderung	
von	Rechtsstaatlichkeit	sind	die	Beratung	
der	Polizei,	die	Reform	des	Sicherheitssektors	
und	der	Aufbau	einer	unabhängigen	Justiz.	
So	finanziert	die	Bundesregierung	Justizpro-
gramme	in	der	Elfenbeinküste,	in	Liberia	und	
Sierra	Leone.	Neben	der	Aus-	und	Fortbildung	
von	Richterinnen/Richtern	und	Rechtsan-
wältinnen/Rechtsanwälten	unterstützen	die	
Programme	die	Justizministerien	der	drei	
westafrikanischen	Länder.	Die	Bundesregie-
rung	unterstützt	auch	den	Internationalen	
Strafgerichtshof,	den	2004	gegründeten	
Afrikanischen	Menschenrechtsgerichtshof	

in	Tansania	sowie	die	internationalen	Straf-
gerichtshöfe	für	Ruanda	und	Sierra	Leone.	

Die	Bundesregierung	leistet	mit	einer	Vielzahl	
von	Instrumenten	gezielte	Unterstützung	
beim	Wiederaufbau	und	bei	der	Stabili-
sierung	staatlicher	Strukturen	in	fragilen	
Staaten	oder	nach	Konflikten,	insbesondere	
durch	die	Förderung	von	Menschenrechten	
und	Rechtsstaatlichkeit	sowie	durch	den	
Aufbau	der	Polizei.	Dabei	ist	die	Stärkung	
der	Rechtssicherheit,	der	staatlichen	Kapa-
zitäten,	der	Zivilgesellschaft	und	der	lokalen	
Demokratie	von	besonderer	Bedeutung.

Unser	Leitbild	sind	offene	Gesellschaften	–	
wichtige	Mittel	für	deren	Förderung	sind	die	
Kooperation	mit	den	afrikanischen	Zivil-
gesellschaften	und	der	Einsatz	von	Kultur	
und	Medien.	Der	von	der	Bundesregierung	
geförderte	kulturelle	Austausch	(zum	Beispiel	
durch	das	Goethe-Institut,	die	PASCH-Part-
nerschulen,	den	Deutschen	Akademischen	
Austauschdienst	(DAAD),	die	Alexander	von	
Humboldt-Stiftung,	das	Deutsche	Archäo-
logische	Institut	und	die	Deutsche	Welle)	
versteht	sich	als	Beitrag	zu	einem	gleichbe-
rechtigten	Diskurs	zwischen	der	deutschen	
und	den	afrikanischen	Gesellschaften.	Die	
politischen	Stiftungen	spielen	dabei	ebenfalls	
eine	zentrale	Rolle.	Jede	deutsche	Botschaft	
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in	Afrika	fördert	darüber	hinaus	über	einen	
eigenen	Fonds	Kulturprojekte	in	afrika-
nischen	Ländern	und	kulturelle	Koopera-
tionen	zwischen	Afrika	und	Deutschland.	
Mit	„Learning	by	Ear“,	einem	interaktiven	
Bildungsprogramm,	erreicht	die	Deutsche	
Welle	ungefähr	40	Millionen	junge	Afri-
kanerinnen	und	Afrikaner.	Zahlreiche	
Projekte,	zum	Beispiel	in	Ruanda,	fördern	
zudem	die	Ausbildung	von	Journalistinnen	
und	Journalisten.	Die	Kooperation	über	
die	UNESCO	auf	den	Gebieten	Bildung,	
Wissenschaft	und	Kultur	trägt	ebenfalls	
zur	Stärkung	der	Zivilgesellschaften	bei.

Gerade	vor	dem	Hintergrund	der	Um-
brüche	in	Nordafrika	zeigt	sich	die	enorme	
Bedeutung	von	guter	Regierungsführung,	
Rechtsstaatlichkeit,	Demokratie	und	Men-
schenrechten	und	deren	Unterstützung.	
Die	Bundesregierung	steht	auf	der	Seite	der	
demokratischen	Bewegungen	in	Nordafrika:	
Sie	hat	eine	„Transformationspartnerschaft“	
angeboten;	diese	soll	mit	konkreten	Pro-
jekten	zur	Stärkung	der	Zivilgesellschaft	und	
des	Rechtsstaats	dazu	beitragen,	dass	der	
politische	Wandel	in	den	betreffenden	Län-
dern	–	derzeit	Tunesien	und	Ägypten	–	auch	
die	Lebenschancen	der	Menschen	verbessert	
und	dadurch	unumkehrbar	wird.	Im	Jahr	2011	
wird	die	Bundesregierung	aus	bestehenden	

Mitteln	knapp	40	Millionen	Euro	dafür	bereit-
stellen.	Aus	Mitteln	der	Entwicklungszusam-
menarbeit	hat	die	Bundesregierung	bereits	
im	Februar	2011	drei	Fonds	für	Nordafrika	
eingerichtet:	einen	Fonds	für	die	Förderung	
der	Demokratie,	einen	für	Bildung	und	einen	
für	die	Wirtschaft.	Zudem	werden	Mittel	der	
Auswärtigen	Kultur-	und	Bildungspolitik,	der	
Krisenprävention	und	der	Demokratieförde-
rung	für	die	Transformationspartnerschaft	
verwendet.	In	diesen	Bereichen	sollen	2012	
und	2013	jeweils	50	Millionen	Euro	zusätzlich	
eingesetzt	werden.	Die	Bundesregierung	setzt	
sich	dafür	ein,	die	EU-Nachbarschaftspolitik	
zur	Unterstützung	des	demokratischen	Wan-
dels	in	Nordafrika	zu	nutzen	und	im	Bereich	
der	Handels-,	Agrar-	und	Mobilitätspolitik	den	
Reformländern	besondere	Erleichterungen	
zu	gewähren.	Dadurch	sollen	wirtschaftliche	
Wachstumschancen	gestärkt	werden.

initiativen der zukunft
1.	 	Die	Bundesregierung	setzt	sich	weiter	

bilateral	sowie	im	europäischen	und	
multilateralen	Rahmen	für	gute	Regie-
rungsführung	ein,	unter	anderem	durch	
Unterstützung	von	Dezentralisierung	und	
lokaler	Selbstverwaltung	sowie	Förderung	
eines	verantwortungsvollen	und	entwick-
lungsorientierten	Umgangs	mit	öffent-
lichen	Finanzen.	Auf	kontinentaler	Ebene	

26    A F r i K A KO n z e P t  D e r  B u n D e s r e g i e r u n g  2726   

Fortbildung eines radiomoderators
in niger state, nigeria



fördert	Deutschland	gute	Regierungs-
führung	in	Zusammenarbeit	mit	der	
AU-Kommission,	dem	Afrikanischen	
Menschenrechtsgerichtshof	und	dem	
Panafrikanischen	Parlament.

2.		Der	demokratische	Wandel	in	Ägypten	
bietet	eine	Gelegenheit,	die	Partnerschaft	
der	Gemeinsamen	Afrika-EU-Strategie	für	
demokratische	Regierungsführung	und	
Menschenrechte	neu	zu	beleben.	Deutsch-
land	hat	deren	Vorsitz	gemeinsam	mit	
Portugal	und	Ägypten	inne.	Deutschland	
wird	in	dieser	Partnerschaft	auch	Vor-
schläge	machen,	wie	die	demokratischen	
Entwicklungen	in	Nordafrika	gemeinsam	
durch	Afrikaner/Afrikanerinnen	und	
Europäer/Europäerinnen	gestärkt	werden	
können.	Hierzu	wird	insbesondere	die	
Ende	2010	ins	Leben	gerufene	interkonti-
nentale	Dialogplattform	genutzt	werden.

3.		Ein	wesentliches	Element	der	deutschen	
Politik	bleibt	der	internationale	Justiz-
dialog,	das	heißt	die	Zusammenarbeit	mit	
Justiz	und	Gerichten	der	Länder	Afrikas.	Dies	
stärkt	die	Recht	sprechende	Gewalt	gegen-
über	der	Exekutive.

4.		Die	Bundesregierung	wirkt	auch	in	
Zukunft	weiter	daran	mit,	journalistische	
Kompetenz	zu	schaffen.	Dies	geschieht	mit	
dem	Ziel,	die	Verantwortung	der	Medien	
für	ein	friedliches	Miteinander	zu	stärken	

und	die	Verbreitung	von	Informationen	
und	Meinungen	vor	Repressionen	aller	Art	
zu	schützen.	Die	Bundesregierung	fördert	
afrikanische	und	deutsche	Medien	(vor	
allem	den	Hörfunk),	damit	diese	mit	ihren	
Bildungsangeboten	eine	möglichst	große	
Zahl	von	Menschen	erreichen.	Hierzu	
zählen	deutsch-afrikanische	Mediendia-
loge,	Studienreisen	afrikanischer	Journalis-
tinnen	und	Journalisten	nach	Deutschland	
sowie	die	„Internationalen	Journalisten-
Programme“.

5.		Die	Bundesregierung	wird	die	demokrati-
schen	Umbrüche	in	Nordafrika	und	den	
Auf-	und	Ausbau	demokratischer	Strukturen	
im	subsaharischen	Afrika	durch	zahlreiche	
Instrumente	verstärkt	unterstützen	und	
demokratiefördernde,	entwicklungs-,	
migrations-	und	wirtschaftspolitische	
Ansätze	verknüpfen.		

6.		Die	Bundesregierung	wird	auch	in	Zukunft	
zahlreiche	Projekte	zur	Stärkung	von	
Menschenrechtsverteidigern,	Menschen-
rechtsbildung,	Frauenrechten	und	anderen	
Bereichen	in	Zusammenarbeit	mit	lokalen	
Nichtregierungsorganisationen	organisie-
ren	und	unterstützen.

7.	 	Die	Bundesregierung	wird	den	parlamen-
tarischen	Austausch	verstärkt	unterstützen,	
um	so	demokratisches	und	rechtsstaatliches	
Handeln	zu	fördern.
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8.		Die	Bundesregierung	leistet	Unterstüt-
zung	zur	Umsetzung	der	“VN-Palermo-
Konvention“	aus	dem	Jahr	2000	und	ihrer	
Zusatzprotokolle	(Übereinkommen	der	
Vereinten	Nationen	zur	Bekämpfung	
der	grenzüberschreitenden	organi-
sierten	Kriminalität,	Zusatzprotokoll	zur	
Verhütung,	Bekämpfung	und	Bestrafung	
des	Menschenhandels,	insbesondere	des	
Frauen-	und	Kinderhandels).

3. Wirtschaft: 
Chancen gemeinsam nutzen

Ausgangsbedingungen
Durch	die	Reformen	der	vergangenen	Deka-
den	haben	viele	afrikanische	Staaten	gute	
Voraussetzungen	für	nachhaltiges	Wirtschafts-
wachstum	geschaffen.	Das	Wachstum	lag	in	
den	vergangenen	zehn	Jahren	durchschnitt-
lich	bei	ungefähr	6	Prozent	pro	Jahr,	die	Infla-
tionsraten	sind	inzwischen	im	Durchschnitt	
einstellig.	Mehrere	afrikanische	Länder	gehör-
ten	im	vergangenen	Jahrzehnt	zu	den	weltweit	
am	schnellsten	wachsenden	Volkswirtschaf-
ten.	Der	Zufluss	von	privatem	ausländischem	
Kapital	(2009	ausländische	Direktinvestitionen	
in	Höhe	von	knapp	40	Milliarden	Euro)	über-
trifft	die	offizielle	Entwicklungszusammen-
arbeit	(2009:	circa	32	Milliarden	Euro).	Schon	
heute	ist	–	je	nach	Maßstab	–	die	kaufkräftige	
afrikanische	Mittelschicht	bis	zu	300	Millio-
nen	Menschen	stark.	Zwar	beträgt	der	Anteil	
Afrikas	an	der	globalen	Wirtschaftsleistung	
nur	ungefähr	2		Prozent,	allerdings	angesichts	
der	überdurchschnittlichen	Wachstumsra-
ten	mit	steigender	Tendenz.	Afrika	selbst	hat	
sich	zum	Schauplatz	eines	globalen	Wett-
bewerbs	entwickelt,	die	wirtschaftlichen	
Verbindungen	Afrikas	mit	einflussreichen	
Ländern	wie	China	und	Indien	sind	in	den	
vergangenen	Jahren	sprunghaft	gestiegen.	

2010
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Dieser	verstärkten	Konkurrenz	muss	sich	die	
deutsche	Wirtschaft	stellen.	Sie	wird	dabei	
von	der	Bundesregierung	unterstützt.	
Als	besonders	dynamische	Sektoren	in	Afrika	
gelten	neben	Rohstoffen	und	Energie	Land-
wirtschaft,	Konsumgüter,	Dienstleistungen	
(insbesondere	Telekommunikation,	Banken	
und	Versicherungen)	sowie	die	Infrastruk-
turbereiche	Verkehr,	Elektrizität	und	Was-
ser.	Afrikas	rasante	Urbanisierung	erfordert	
massive	Investitionen	in	die	Infrastruktur	des	
Kontinents.	Vor	allem	erneuerbare	Energien	
und	dezentrale	Produktion	können	die	Ener-
gieknappheit	Afrikas	lindern.	

Jedoch	bleiben	die	Voraussetzungen	in	den	
einzelnen	Ländern	äußerst	unterschiedlich:	

Allein	die	fünf	größten	afrikanischen	Volks-
wirtschaften	Südafrika,	Ägypten,	Nigeria,	
Algerien	und	Marokko	tragen	knapp	
60	Prozent	zum	gesamten	Einkommen	des	
Kontinents	bei.	Trotz	verbesserter	sozioöko-
nomischer	Indikatoren	wie	Kindersterb-
lichkeit	und	sinkender	Armutsrate	bleibt	
Afrika	der	ärmste	Kontinent	der	Welt.	In	
der	Regel	kommt	das	hohe	Wirtschafts-
wachstum	nicht	der	breiten	Bevölkerung	
zugute.	Die	Ungleichheit	nimmt	oft	sogar	zu	
und	birgt	erheblichen	sozialen	Sprengstoff.	
Der	sogenannte	informelle,	also	nicht	
registrierte	Wirtschaftssektor	(zum	Beispiel	
Handel	oder	Kleinstlandwirtschaft)	wird	
für	viele	Menschen	in	Afrika	auf	absehbare	
Zeit	die	Haupteinnahmequelle	bleiben.	
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Die	Landwirtschaft	besitzt	auf	dem	Kontinent	
besonderes	Potenzial,	die	Ernährungssicher-
heit	zu	verbessern,	Menschen	Arbeit	zu	geben	
und	Erzeugnisse	für	den	Export	zu	produzie-
ren.	Grundsätzlich	unterstützt	die	Bundesre-
gierung	Investitionen	in	den	Agrarsektor;	
dabei	müssen	aber	die	Ernährungssicherung	
und	die	Einhaltung	von	internationalen	
Standards	gewährleistet	sein.	

Derzeit	entfällt	der	überwiegende	Teil	des	
deutschen	Außenhandels	auf	nur	fünf	der	
54	afrikanischen	Staaten:	Südafrika,	Ägyp-
ten,	Nigeria,	Tunesien	und	Algerien.	Über	
600	deutsche	Unternehmen	haben	sich	
in	Afrika	niedergelassen	und	beschäf-
tigen	mehr	als	146.000	Menschen.	

schwerpunkt deutscher initiativen
Die	Bundesregierung	möchte	ein	breiten-
wirksames	Wirtschaftswachstum	mit	einer	
dynamischen	Privatwirtschaft	in	Afrika	
fördern,	den	wirtschaftlichen	Austausch	mit	
Afrika	stärken	und	Handel	und	Investitionen	
erleichtern.	Deutsche	Afrikapolitik	will	
dazu	beitragen,	dass	durch	Handel,	Inves-
titionen	und	wirtschaftliche	Entwicklung	
der	Wohlstand	in	afrikanischen	Ländern	
wächst.	Ein	wachsender	Privatsektor	und	die	
Verbesserung	der	Rahmenbedingungen	für	
wirtschaftliches	Handeln	kommen	afrika-

nischer	Binnen-	und	Außenwirtschaft	und	
auch	Deutschland	als	Exportland	zugute.	

Deshalb	unterstützt	die	Bundesregierung	
zahlreiche	afrikanische	Partnerländer	
mit	einem	umfassenden	Ansatz	der	nach-
haltigen	Wirtschaftsentwicklung	mit	
derzeit	mehr	als	800	Millionen	Euro.	Sie	
will	privates	Kapital	verstärkt	für	Ent-
wicklung	nutzen	und	die	wirtschaftliche	
Zusammenarbeit	ausbauen.	Wesentliche	
Instrumente	dafür	sind	Exportkreditgaran-
tien	und	Investitionsschutzabkommen.	

Ziel	deutscher	Afrikapolitik	ist	es	auch,	die	
Stärken	der	deutschen	Wirtschaft	in	Afrika	
einzubringen.	Eine	stärkere	Verzahnung	von	
Außenwirtschaftsförderung	und	Entwick-
lungszusammenarbeit	erhöht	die	Absatz-
chancen	deutscher	Unternehmen,	kräftigt	
die	wirtschaftliche	Entwicklung	in	Afrika	
und	verhilft	zu	verbesserten	und	stabile-
ren	Rahmenbedingungen	für	ein	stärkeres	
unternehmerisches	Engagement	in	Afrika.	
Insbesondere	im	Infrastrukturbereich	und	bei	
Umwelttechnologien	schaffen	Lösungsansätze	

„aus	einer	Hand“	Vorteile.	Die	Verzahnung	der	
deutschen	Bau-	und	Beratungsunternehmen	
bei	Planung,	Bau,	Betrieb	und	Instandhaltung	
moderner	Verkehrssysteme	würde	in	Afrika	
zum	Beispiel	einen	wichtigen	Beitrag	zur	Containerhafen in Daressalam, tansania
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wirtschaftlichen	Entwicklung	leisten	und	die	
Exportchancen	in	diesem	Bereich	stärken.	

In	Afrika	liegt	der	Schwerpunkt	der	
deutschen	Politik	auf	Maßnahmen,	die	die	
Rahmenbedingungen	für	wirtschaftliches	
Handeln	verbessern.	Hierzu	zählt	die	
Verbesserung	des	Investitionsklimas	und	
der	Rechtssicherheit,	aber	auch	der	Zugang	
zu	Krediten,	der	zentral	für	den	Erfolg	
vieler	kleiner	und	mittlerer	Unternehmen	
in	Afrika	ist.	Deutschland	ist	auf	dem	
Kontinent	einer	der	wichtigsten	entwick-
lungspolitischen	Partner	in	den	Bereichen	
Mikrofinanzierung	und	Handelsförderung.	

Die	Bundesregierung	steht	bereit,	deutsche	
Unternehmen	in	Afrika	mit	zahlreichen	
Instrumenten	der	Außenwirtschafts-
förderung	zu	unterstützen:	Die	Auslands-
handelskammern	versorgen	gemeinsam	
mit	Germany	Trade	and	Invest	(GTAI)	und	
den	deutschen	Botschaften	die	deutsche	
Wirtschaft	mit	detaillierten	Informationen	
über	die	afrikanischen	Märkte.	Sie	bieten	
damit	gerade	kleinen	und	mittleren	
Unternehmen	wichtige	Dienstleistungen	an.	
Deutschland	ist	heute	in	Ägypten,	Algerien,	
Angola,	Ghana,	Marokko,	Nigeria,	Südafrika	
und	Tunesien	mit	Auslandshandelskammern	
oder	Delegiertenbüros	vertreten,	die	GTAI	

beschäftigt	Auslandsmitarbeiterinnen	
und	-mitarbeiter		in	Johannesburg,	Nairobi,	
Kairo	und	Tunis.	Das	umfassende	Netz	der	
Auslandshandelskammern,	Botschaften	und	
GTAI-Mitarbeiter	hat	sich	seit	vielen	Jahren	bei	
der	Förderung	der	Wirtschaftsbeziehungen	
bewährt.

Das	Netz	deutscher	Auslandshandelskammern	
wurde	in	den	vergangenen	Jahren	erweitert:	
Neue	Delegiertenbüros	der	Deutschen	
Wirtschaft	wurden	in	Angola	und	in	Ghana	
errichtet,	Kenia	soll	folgen.	Zusammen	mit	
der	Auslandshandelskammer	in	Südafrika	
und	dem	Delegiertenbüro	in	Nigeria	werden	
dann	die	derzeit	wichtigsten	Zukunftsmärkte	
in	Afrika	südlich	der	Sahara	abgedeckt	sein.	
Das	Bundesministerium	für	Wirtschaft	und	
Technologie	stellt	für	die	neuen	Büros	die	
finanzielle	Ausstattung	bereit,	während	der	
Deutsche	Industrie-	und	Handelskammertag	
(DIHK)	die	Steuerung	übernimmt.	

Verarbeitung von Cashewnüssen, 
Burkina Faso
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initiativen der zukunft
1.	 	Die	besondere	Aufmerksamkeit	der	Bundes-

regierung	gilt	der	regionalen	Integration.	
Nur	so	können	größere	Wirtschaftsräume	
geschaffen	werden,	die	wettbewerbsfähig	
sind	und	Investoren	anziehen.	Die	Bundes-
regierung	wird	die	wirtschaftliche	Integra-
tion	in	enger	Kooperation	mit	der	AU,	der	
Afrikanischen	Entwicklungsbank	und	den	
Regionalorganisationen	verstärkt	fördern,	
unter	anderem	durch	die	Unterstützung	
regionaler	Infrastrukturvorhaben.	Schon	
heute	werden	zahlreiche	afrikanische	
Regionalorganisationen	bei	der	Schaffung	
von	Zollunionen	und	Freihandelszonen	
von	Deutschland	entwicklungspolitisch	
beraten.	Die	Bundesregierung	unterstützt	
zudem	die	EU	bei	ihren	Verhandlungen	zu	
WTO-konformen,	umfassenden	regionalen	
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen	mit	
den	Staaten	Afrikas,	der	Karibik	und	des	
Pazifiks	(AKP)	als	Baustein	zur	regionalen	
Integration	und	Beitrag	zur	Stärkung	des	
Süd-Süd-Handels.	

2.		Die	Bundesregierung	wird	sich	weiter	für	
die	Verbesserung	der	Rahmenbedingungen	
für	privatwirtschaftliches	Handeln	in	Afrika	
einsetzen.	Hierzu	zählt	die	bilaterale	Bera-
tung	und	die	Unterstützung	der	Investment	
Climate	Facility	for	Africa.	Wir	unterstü-
zen	marktwirtschaftliche	Reformen,	die	

Mindeststandards	beachten	(zum	Beispiel	
Normen	der	Internationalen	Arbeitsorgani-
sation,	ILO).	

3.		Die	Bundesregierung	setzt	sich	dafür	ein,	
dass	sich	die	deutsche	Wirtschaft	Afrika	
noch	intensiver	zuwendet.	Auslandsmitar-
beiter	der	Germany	Trade	and	Invest	(GTAI),	
Botschaften	und	Konsulate	informieren	die	
deutsche	Wirtschaft	über	Afrikas	wirtschaft-
liches	Potenzial.	Über	den	weiteren	Ausbau	
des	Netzes	der	deutschen	Auslandshandels-
kammern,	durch	Markterkundungs-	und	
Markterschließungsreisen	sowie	Messebetei-
ligungen	und	Besuche	auf	politischer	Ebene	
fördert	die	Bundesregierung	den	wirtschaft-
lichen	Austausch	mit	Afrika.	

4.		Mit	Exportkreditgarantien	der	Bundesre-
gierung	können	sich	deutsche	Unterneh-
men	bei	ihren	Geschäften	gegen	mögliche	
Zahlungsausfälle	ihrer	afrikanischen	
Partner	absichern.	Die	Bundesregierung	
entwickelt	dieses	Instrument	im	Austausch	
mit	Exporteuren	und	Banken	weiter	und	
schneidet	es	angesichts	veränderter	Märkte	
und	Rahmenbedingungen	genauer	auf	die	
Bedürfnisse	der	deutschen	Wirtschaft	zu.	
Abkommen	zur	Förderung	und	zum	Schutz	
von	Investitionen	erleichtern	das	wirtschaft-
liche	Engagement	in	Afrika	zusätzlich.	

5.		Mit	zahlreichen	entwicklungspolitischen	
Instrumenten	der	Bundesregierung	wird	

der	Privatsektor	in	Afrika	gefördert,	zum	
Beispiel	über	Partnerschaften	der	öffentli-
chen	Hand	mit	der	Privatwirtschaft	(Public-
Private-Partnerships).	Die	Entsendung	von	
Frauen	und	Männern	als	sogenannte	Ent-
wicklungsscouts	in	die	Wirtschaftsverbände	
und	die	Einrichtung	einer	Servicestelle	
Entwicklungszusammenarbeit	und	Wirt-
schaft	im	Bundesministerium	für	wirtschaft-
liche	Zusammenarbeit	und	Entwicklung	
werden	zur	verstärkten	Vernetzung	der	
Entwicklungszusammenarbeit	mit	der	ver-
fassten	Wirtschaft	führen	und	die	Rolle	von	
Unternehmen	in	der	Entwicklungspolitik	
signifikant	erhöhen.		

6.		Ein	Schwerpunkt	der	Förderung	des	
Privatsektors	in	Afrika	liegt	in	Zukunft	
auf	der	Stärkung	einer	umweltgerechten	
und	nachhaltigen	Landwirtschaft.	Eine	
nachhaltige	Landwirtschaft	ist	dauerhaft	
produktiver,	kann	die	Ernährungssicherung	
verbessern,	landwirtschaftliche	Exporte	
erhöhen	und	in	vielen	Ländern	Afrikas	den	
Siedlungs-	und	Nutzungsdruck	auf	Wälder	
mildern.	Die	Bundesregierung	spricht	
sich	für	die	Abschaffung	aller	handelsver-
zerrenden	Agrarexportsubventionen	im	
Rahmen	der	WTO-Verhandlungen	aus.	
Die	EU	hat	mit	Unterstützung	der	Bundes-
regierung	bereits	erhebliche	Vorleistungen	
beim	raschen	Abbau	der	Exporterstattungen	

erbracht	und	seit	1994	deren	Umfang	durch	
mehrere	Reformen	der	Gemeinsamen	
Agrarpolitik	von	circa	10	Milliarden	Euro	
auf	aktuell	nur	noch	circa	0,16	Milliarden	
Euro	im	laufenden	EU-Haushalt	reduziert.	
Die	„Alles-außer-Waffen“-Initiative	der	EU	
gewährt	bereits	zoll-	und	quotenfreien	
Marktzugang	für	alle	am	wenigsten	
entwickelten	Länder.	Zusätzlich	setzt	
sich	die	Bundesregierung	weiter	für	die	
Verbesserung	der	Exportmöglichkeiten	
afrikanischer	Länder	in	die	EU	ein.	Die	
Bundesregierung	unterstützt	den	Einsatz	
energieeffizienter,	klimafreundlicher	und	
angepasster	Technologien	in	der	Ernäh-
rungswirtschaft.	Bei	Agrarinvestitionen	in	
Afrika	tritt	Deutschland	in	internationalen	
Foren	und	der	EU	für	transparentes	
Wirtschaften	und	den	Schutz	der	Ernäh-
rungssicherung	ein.	Zudem	unterstützt	die	
Bundesregierung	Partnerschaftsabkommen	
der	EU	und	Kontrollen	des	weitver-
breiteten	illegalen	Holzeinschlags.

7.	 	Mit	den	Exportinitiativen	Erneuerbare	
Energien	und	Energieeffizienz	unterstützt	
die	Bundesregierung	vor	allem	kleine	und	
mittelständische	deutsche	Unternehmen	
bei	der	Erschließung	von	Märkten	in	Afrika.	
Zu	den	vielfältigen	Leistungen	der	Export-
initiativen	gehören	Informationen	über	
Märkte,	die	Anbahnung	von	Geschäften	
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sowie	Unterstützung	beim	Marketing.	
Damit	leisten	die	Exportinitiativen	einen	
Beitrag	zur	nachhaltigen	und	sauberen	
Energieversorgung.	Gleichzeitig	tragen	sie	
zur	Stärkung	der	wirtschaftlichen	Koope-
ration	mit	afrikanischen	Unternehmen	und	
Institutionen	bei	und	fördern	den	Aufbau	
lokaler	privatwirtschaftlicher	Strukturen.	

4. umwelt und Klima: Kooperationen  
bilateral, regional und global stärken

Ausgangsbedingungen
Viele	Regionen	Afrikas	sind	hohen	Klima-
risiken	ausgesetzt.	Es	drohen	der	Verlust	
biologischer	Vielfalt,	die	Ausbreitung	von	
Wüstengebieten	in	Nordafrika	und	Dürren	
am	Horn	von	Afrika.	In	Zentralafrika	ist	ein	
dramatischer	Rückgang	der	Nahrungsmittel-
produktion	und	die	Ausbreitung	von	Malaria	
zu	befürchten.	Die	Küstenbewohnerinnen	
und	-bewohner	in	Westafrika	könnten	
vermehrt	unter	Überschwemmungen	zu	
leiden	haben.	Umweltprobleme	und	Treib-
hausgasemissionen	nehmen	auch	in	Afrika	
rasch	zu.	Andererseits	schützen	Afrikas	
Tropenwälder	wie	der	im	Kongobecken	(der	
zweitgrößte	Tropenwald	der	Erde)	das	globale	
Klima.	Die	fortschreitende	Abholzung	der	
Regenwälder	muss	daher	gestoppt	werden.	
Zahlreiche	afrikanische	Länder	sind	noch	

nicht	für	die	Anpassung	an	den	Klimawandel	
gerüstet.	Dieser	bedroht	auch	Sicherheit	und	
Stabilität,	wenn	es	zum	Beispiel	in	Afrika	zu	
Konflikten	um	knappe	Land-	und	Wasser-
ressourcen	kommt.	Sinkende	Ernten	wegen	
Wassermangel	oder	Erosion	können	ihrer-
seits	zu	Nahrungsmittelkrisen,	irregulärer	
Migration	und	Konflikten	führen	mit	Auswir-
kungen	auch	auf	Deutschland	und	Europa.	

In	Afrika	können	nachhaltig	betriebene	
Landwirtschaft,	Schutz	und	nachhaltige	
Bewirtschaftung	von	Wäldern,	Management	
von	kontinentalen	Wasserressourcen	und	
Flussgebieten,	besseres	Wasser-	und	Abfallma-
nagement	und	die	Förderung	erneuerbarer	
Energien	wichtige	Beiträge	zum	Umwelt-	und	
Klimaschutz,	zur	Ernährungssicherung,	zur	
Rohstoffgewinnung	und	zur	Armutsbekämp-
fung	leisten.	Gleichzeitig	verbessert	ein	Um-
steuern	auf	eine	„grüne“	Wirtschaft	auch	die	
Wettbewerbsfähigkeit	Afrikas.	Dazu	gehört	
auch	eine	verbesserte	Abfallverwertung	und	

-entsorgung	und	die	Bekämpfung	von	illega-
lem	Müll-	und	Giftmüllexport	nach	Afrika.	

Afrika	besitzt	eine	weltweit	einzigartige,	
jedoch	durch	den	Verlust	von	Lebensraum	und	
Übernutzung	stark	gefährdete	biologische	
Vielfalt.	Diese	Ressourcen	werden	vielfältig	
genutzt,	etwa	für	die	Produktion	von	Nahrung,	

Kontrolleur im Pumpenraum eines 
Wasserwerks in tanga, tansania
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sich	die	Bundesregierung	für	einen	ange-
messenen	und	gerechten	Ausgleich	an	
afrikanische	Länder	für	die	Nutzung	von	
genetischen	Ressourcen	ein.	Wichtig	ist	hier	
die	Umsetzung	des	Internationalen	Saatgut-
vertrags	und	des	Nagoya-Protokolls	zum	
Zugang	zu	genetischen	Ressourcen	und	zum	
angemessenen	und	gerechten	Ausgleich	für	
ihre	Nutzung.

Deutschland	setzt	sich	in	Afrika	außerdem	für	
die	koordinierte	Umsetzung	der	internationa-
len	Übereinkommen	im	Abfall-	und	Chemika-
lienbereich	ein	(Basler	Übereinkommen,	
Rotterdamer	Übereinkommen,	Stockholmer	
Konvention).	

initiativen der zukunft
1.	 	Die	Bundesregierung	hat	sich	international	

verpflichtet,	ihr	Engagement	für	den	Schutz	
von	Lebensräumen	deutlich	auszubauen.	So	
hat	die	Bundesregierung	für	den	weltwei-
ten	Erhalt	von	Wäldern	und	anderen	Öko-
systemen	zusätzliche	500	Millionen	Euro	
bis	2012	und	ab	2013	jährlich	500	Millionen	
Euro	zugesagt.

2.		Die	Bundesregierung	wird	im	Zeitraum	
2010–2012	zusätzlich	1,3	Milliarden	Euro	für	
die	sogenannte	Schnell-Start-Finanzierung	
zum	Klimaschutz	in	Entwicklungsländern	
bereitstellen	und	sicherstellen,	dass	die	

Staaten	Afrikas	davon	besonders	profitie-
ren.	Auch	für	den	Klimaschutz	auf	globaler	
Ebene	will	die	Bundesregierung	mit	den	
Ländern	Afrikas	zusammenarbeiten.	Sie	
erwartet	von	diesen	Unterstützung	für	die	
Verabschiedung	von	international	gültigen	
Regeln	zur	Bekämpfung	des	Klimawandels.	

3.		Die	Bundesregierung	fördert	auch	in	
Zukunft	die	Anpassung	an	die	Folgen	des	
Klimawandels	in	Afrika.	Dazu	zählen	die	
Unterstützung	nachhaltiger	Formen	der	
Landbewirtschaftung,	die	Umstellung	auf	
krisensichere	Wasserversorgung,	auch	in	
städtischen	Slumgebieten,	die	Entwicklung	
umweltfreundlicher	Technologien	sowie	
verbesserte	Daten	über	die	Auswirkungen	
des	Klimawandels.	All	dies	verringert	die	
Sicherheitsrisiken	des	Klimawandels.

4.		Die	Bundesregierung	fördert	über	die	Uni-
on	für	den	Mittelmeerraum	einen	Solarplan	
für	die	Region,	der	den	Rahmen	für	die	
gemeinsame	Entwicklung	und	Nutzung	
von	erneuerbaren	Energien	zwischen	Nord-
afrika	und	Europa	schaffen	soll.	Bis	2020	soll	
dieser	Plan	Energieprojekte	anstoßen,	die	
20	Gigawatt	Strom	produzieren.	

5.		Die	Bundesregierung	wird	das	nachhaltige	
Management	von	Wasserressourcen	
in	Afrika	weiter	fördern.	Wasser	ist	
für	Frieden	und	Sicherheit	und	für	die	
Entwicklung	Afrikas	(vor	allem	auch	in	der	

Rohstoffen	und	Arzneien.	Für	viele	Afrikane-
rinnen	und	Afrikaner	stellen	sie	die	unmit-
telbare	Lebensgrundlage	dar	und	sind	auch	
Grundlage	des	Tourismus	in	Afrika.

schwerpunkt deutscher initiativen
Die	Bundesregierung	unterstützt	national,	
regional	und	international	die	afrikanischen	
Anstrengungen	für	den	Klimaschutz	und	die	
Anpassung	an	den	Klimawandel.	Sie	fördert	
den	Erhalt	und	die	Wiederherstellung	von	
Lebensräumen,	die	bedeutende	Kohlen-
stoffspeicher	darstellen.	Dabei	spielt	die	
Reduzierung	von	Entwaldung	und	zerstöre-
rischer	Waldnutzung	eine	wesentliche	Rolle.	
Die	Bundesregierung	setzt	sich	für	den	Erhalt	
der	afrikanischen	Wälder	und	die	Umsetzung	
einer	integrativen,	nachhaltigen	Waldbe-
wirtschaftung	ein,	die	wirtschaftliche	und	
ökologische	Anforderungen	verbindet	und	
für	die	Bevölkerung	zusätzliche	Einkommen	
erbringt.	So	werden	in	der	Demokratischen	
Republik	Kongo	mit	deutscher	Unterstützung	
Konzepte	nachhaltiger	Waldwirtschaft	
gefördert.	In	Äthiopien	verringern	gemein-
deeigene	Holzplantagen	und	holzsparende	
Öfen	die	Notwendigkeit,	Bäume	aus	den	
verbliebenen	Bergnebelwäldern	zu	schlagen.	
Deutschland	unterstützt	ferner	afrikanische	
Programme	auf	nationaler,	regionaler	und	
panafrikanischen	Ebene	zum	nachhaltigen	

Management	der	kontinentalen	Wasserres-
sourcen.	Ihnen	kommt	bei	der	Anpassung	an	
den	Klimawandel	eine	zentrale	Rolle	zu.

Die	Bundesregierung	setzt	sich	intensiv	für	
internationale	Vorhaben	ein,	die	den	Kli-
mawandel	verlangsamen	und	die	Anpassung	
an	den	Klimawandel	fördern.	So	unterstützt	
die	Bundesregierung	den	weltweiten	Schutz	
der	Tropenwälder.	Die	Wiederherstellung	
von	Wäldern,	die	Aufforstung	neuer	Wälder,	
nachhaltige	Waldbewirtschaftung	und	
der	Schutz	von	Wäldern	werden	unter	dem	
Begriff	REDD+	(„Reducing	Emissions	from	De-
forestation	and	Forest	Degradation“)	zusam-
mengefasst:	Rund	20	Prozent	aller	weltweiten	
Treibhausgasemissionen	entstehen	bei	der	
Zerstörung	von	Wäldern.	Bis	2030	soll	die	
Zerstörung	von	Wäldern	weltweit	eingestellt	
werden.	REDD+	leistet	so	einen	bedeutenden	
Beitrag	zum	Klimaschutz.	Deutschland	
beteiligt	sich	an	der	„Forest	Carbon	Part-
nership	Facility“	(FCPF),	die	2007	auf	deutsche	
Initiative	ins	Leben	gerufen	wurde.	Die	FCPF	
hat	mittlerweile	12	Partnerländer	in	Afrika.

Die	Bundesregierung	unterstützt	den	Erhalt	
der	biologischen	Vielfalt	und	deren	Nutzung	
für	eine	nachhaltige	Entwicklung	durch	
entsprechende	Produktions-	und	Nutzungs-
strategien.	Auf	internationaler	Ebene	setzt	
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Landwirtschaft	und	für	die	Verbesserung	
der	Gesundheitssituation)	von	zentraler	
Bedeutung.

6.		Die	Bundesregierung	fördert	die	Ein-
führung	eines	panafrikanischen	Umwelt-
zeichens.	Es	soll	unter	der	Schirmherrschaft	
der	Afrikanischen	Union	in	allen	Ländern	
des	Kontinents	angewandt	werden.	

5. energie und rohstoffe: Versorgung  
sichern, ressourcen nachhaltig gewinnen 
und nutzen

Ausgangsbedingungen
Zahlreiche	Staaten	Afrikas	(vor	allem	in	Zen-
tralafrika	und	im	südlichen	Afrika)	verfügen	
über	reiche	Vorkommen	an	weltweit	stark	
nachgefragten	Rohstoffen.	Diese	haben	auch	
für	die	deutsche	Wirtschaft	große	Bedeutung	
(zum	Beispiel	Edelmetalle	und	Mineralien	für	
die	Hochtechnologieindustrie).	Afrikanische	
Staaten	sind	außerdem	wichtige	Lieferan-
ten	fossiler	Energieträger:	In	Afrika	werden	
gegenwärtig	13	Prozent	des	globalen	Erdöls	
gefördert,	vor	allem	in	den	OPEC-Staaten	
Nigeria,	Algerien,	Libyen	und	Angola	sowie	in	
13	weiteren	Förderländern.	Nach	den	Funden	
größerer	Vorkommen	im	Golf	von	Guinea	ist	
in	Zukunft	mit	steigender	Förderung	in	Afrika	
zu	rechnen.	Ebenso	finden	sich	in	Afrika	reich-
haltige	Gasvorkommen	(derzeit	6	Prozent	

der	weltweiten	Erdgasproduktion).	So	besitzt	
Nigeria	die	siebtgrößten	Gasvorkommen	
der	Welt;	zum	Großteil	sind	diese	noch	nicht	
erschlossen.	

Afrika	verfügt	zudem	über	ein	enormes	Poten-
zial	an	erneuerbaren	Energien	(Sonne,	Wind,	
Wasser,	Geothermie).	Deutschland	steht	hier	
mit	aufstrebenden	Ländern	und	anderen	
Industrienationen	im	Wettbewerb.	China,	
Indien,	Brasilien	und	die	Vereinigten	Staaten	
versuchen,	sich	den	Zugang	zu	Rohstoffen	
und	Energieträgern	in	Afrika	zu	sichern.	

Deutschland	bezieht	aus	Afrika	zurzeit	
18	Prozent	seiner	Rohölimporte.	Wichtigste	
Bezugsländer	sind	im	Augenblick	Nigeria	und	
Algerien.	34	Prozent	der	deutschen	Steinkoh-
leimporte	kommen	aus	Südafrika.	Deutsche	
Erdgasimporte	aus	Afrika	sind	derzeit	noch	
gering.	Unter	den	deutschen	Importen	von	
Metallerzen	und	Nichtmetallen	stehen	jene	
aus	der	Republik	Südafrika	mit	Abstand	an	
erster	Stelle.	

Vom	natürlichen	Reichtum	Afrikas	profitiert	
die	afrikanische	Bevölkerung	bisher	kaum:	
Viele	afrikanische	Staaten	sind	nach	wie	vor	
fast	ausschließlich	vom	Export	ihrer	Rohstoffe	
abhängig.	Ihre	Volkswirtschaften	sind	kaum	
diversifiziert.	Bodenschätze	werden	in	der	
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die	Stromversorgung	in	Nigeria	verbessern	
und	Flüssiggasexporte	aus	Nigeria	nach	
Deutschland	erhöhen.	Die	Leistungen	und	die	
Zusammenarbeit	der	deutschen	und	der	nige-
rianischen	Energiewirtschaft	ergänzen	sich	
damit	gegenseitig	zum	Nutzen	beider	Seiten.

Die	Bundesregierung	setzt	sich	für	eine	
nachhaltige	Rohstoffwirtschaft	in	den	
Produktionsländern,	für	die	gesellschaftliche	
Verantwortung	von	Unternehmen,	angemes-
sene	Arbeitsbedingungen,	transparentes	
Wirtschaften	und	Rohstoffzertifizierung	ein	
(zum	Beispiel	in	der	Demokratischen	Repub-
lik	Kongo).	Sie	unterstützt	internationale	
Initiativen	wie	den	Kimberley-Prozess	und	die	
Extractive	Industries	Transparency	Initiative	
(EITI).	Sie	tritt	ein	für	faire	und	transparente	
Rohstoffverträge,	für	Transparenz	bei	den	
Erlösen	aus	Rohstoffen	sowie	dafür,	dass	der	
Reichtum	Afrikas	seiner	Bevölkerung	zugute	
kommt.

initiativen der zukunft
1.	 	Die	Bundesregierung	stützt	das	Engage-

ment	deutscher	Unternehmen	aus	dem	
Energie-	und	Rohstoffsektor	in	Afrika	
verstärkt	durch	Energie-	und	Rohstoffpart-
nerschaften,	die	die	Versorgung	Deutsch-
lands	verbessern	und	gleichzeitig	Afrikas	
Infrastruktur	modernisieren	und	die	

Umwelt	entlasten.	Wie	zuvor	mit	Nigeria	
strebt	Deutschland	im	Jahr	2011	eine	
Energiepartnerschaft	mit	Angola	an.	

2.		Die	Bundesregierung	fördert	effizientere	
afrikanische	Energiesysteme,	erneuerba-
re	Energien	und	die	Entwicklung	von	
Niedrigemissionsstrategien	in	Afrika.	
Sie	setzt	sich	vor	allem	für	dezentrale	
Energieerzeugung	ein.	Gerade	in	dünn	
besiedelten,	ländlichen	Gebieten	Afrikas	
mit	hoher	Sonneneinstrahlung	und	
Biomasseproduktion	liegen	hier	besondere	
Potenziale	für	neue	Energiesysteme.	Diese	
zählen	zu	den	Kernkompetenzen	der	
deutschen	Wirtschaft.	Deutschland	ist	hier	
in	Afrika	ein	besonders	geschätzter	Partner.	

3.		Die	Bundesregierung	unterstützt	den	
Aufbau	bilateraler	Energiepartnerschaften	
mit	Nordafrika	(zunächst	vor	allem	mit	
Marokko	und	Tunesien).	Durch	sie	profi-
tieren	Nordafrika	und	langfristig	auch	
Deutschland	von	der	Stromerzeugung	aus	
erneuerbaren	Energien.	Dies	schafft	Arbeits-
plätze	in	Nordafrika	und	ermöglicht	Innova-
tionen.	Die	Bundesregierung	unterstützt	
die	DESERTEC-Initiative	deutscher,	europä-
ischer	und	nordafrikanischer	Unternehmen.	
DESERTEC	will	Sonnen-	und	Windenergie	in	
der	Wüste	Nordafrikas	für	die	lokale	Strom-
versorgung	nutzen	und	langfristig	Strom	
auch	nach	Europa	exportieren.

Regel	nicht	in	Afrika,	sondern	außerhalb	des	
Kontinents	weiterverarbeitet.	So	wird	Erdöl	
nur	zu	einem	geringen	Teil	in	Afrika	raffiniert.	
Und	vielerorts	profitiert	von	den	Erlösen	
angesichts	der	Korruption	und	mangelhaf-
ten	Finanzverwaltung	nur	ein	kleiner	Teil	
der	Bevölkerung.	Afrika	ist	immer	noch	der	
Kontinent,	in	dem	prozentual	die	wenigsten	
Menschen	Zugang	zu	Strom	und	Energie	
haben	(so	zum	Beispiel	selbst	im	öl-	und	
gasreichen	Nigeria).	Die	Infrastruktur	ist	oft	
veraltet,	verfügt	über	einen	geringen	Wir-
kungsgrad	und	belastet	die	Umwelt.	
	
schwerpunkt deutscher initiativen 
Afrikanische	Regierungen	fragen	verstärkt	
deutsche	Technik	und	deutsches	Wissen	im	
Energiebereich	nach.	Seit	der	Ölpreis	2008	
Rekordhöhen	erreichte,	interessieren	sie	sich	
besonders	für	Technologien	für	erneuerba-
re	Energie	und	Beratung	zu	ihrer	stärkeren	
Nutzung.	

Deutschland	teilt	sich	mit	Österreich	und	
Mauritius	den	Vorsitz	der	Afrika-EU-Ener-
giepartnerschaft	und	setzt	sich	für	eine	
verbesserte	Energiekooperation	mit	unserem	
Nachbarkontinent	ein.	Die	Energiepartner-
schaft	wurde	unter	deutscher	EU-Ratspräsi-
dentschaft	entworfen	und	auf	dem	zweiten	
Afrika-EU-Gipfel	in	Lissabon	2007	als	Teil	der	

neuen	Gemeinsamen	Afrika-EU-Strategie	
beschlossen.	Übergeordnetes	Ziel	der	
Partnerschaft	ist	der	verbesserte	Zugang	zu	
verlässlicher,	bezahlbarer	und	klimafreund-
licher	Energie	auf	beiden	Kontinenten.	Mit	
Unterstützung	der	Kommissionen	von	EU	und	
AU	werden	bis	2020	konkrete	Maßnahmen	
zum	Ausbau	der	Energieinfrastruktur,	zu	
Energieeffizienz	und	erneuerbaren	Ener-
gien	sowie	zum	Energiehandel	umgesetzt.	
Mit	Zusagen	von	über	einer	Milliarde	Euro	
ist	Deutschland	zweitgrößter	bilateraler	
Entwicklungspartner	im	Energiesektor	in	
Afrika.	Dabei	geht	es	um	die	Verbesserung	
des	Zugangs	zu	Energie,	den	Ausbau	einer	
nachhaltigen	Energieversorgung	und	die	
Förderung	regionaler	Strommärkte.

Ein	Beispiel	für	das	deutsche	Engagement	auf	
bilateraler	Ebene	ist	die	im	Jahr	2007	ver-
einbarte	deutsch-nigerianische	Energiepart-
nerschaft.	Nigeria	sucht	Unterstützung	beim	
Aufbau	einer	verlässlichen	Stromversorgung.	
Die	deutsche	Industrie	bietet	hier	moderne	
Lösungen	an.	Deutschland	wiederum	
versucht,	seine	Gaslieferungen	zu	diversi-
fizieren.	Nigeria	hat	große,	noch	weitgehend	
ungenutzte	Reserven.	In	einer	Reihe	von	
Konferenzen	haben	beide	Regierungen	sowie	
deutsche	und	nigerianische	Unternehmen	
konkrete	Projekte	identifiziert.	Sie	sollen	
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4.		Die	Bundesregierung	unterstützt	die	
Lieferung	von	Rohstoffen	aus	afrikanischen	
Staaten	durch	Garantien	für	„Ungebundene	
Finanzkredite“	und	sichert	damit	deutsche	
Rohstoffinteressen	mit	langfristigen	Liefer-
verträgen	ab.	

6. nachhaltige und wissensbasierte  
entwicklung: neue Ansätze unterstützen

Ausgangsbedingungen
Entwicklung	bedeutet	die	Verwirklichung	der	
Menschenrechte,	ein	adäquates	Einkommen,	
medizinische	Versorgung,	die	Versorgung	
mit	Wasser	und	Nahrungsmitteln,	sozia-
le	Absicherung,	Bildung	und	Teilhabe	am	
politischen	und	gesellschaftlichen	Leben.	
Deutsche	Entwicklungspolitik	will	dazu	bei-
tragen,	dass	Globalisierung	zu	einer	Chance	
für	alle	Menschen	wird.	Darum	wird	die	
Bundesregierung	auch	in	Afrika	vor	allem	in	
den	Sektoren	Bildung,	Gesundheit,	ländliche	
Entwicklung,	gute	Regierungsführung	und	
nachhaltige	wirtschaftliche	Entwicklung	
arbeiten.	Ferner	will	die	Bundesregierung	
die	Beteiligung	der	Zivilgesellschaft	sowohl	
in	Deutschland	als	auch	in	den	Partner-
ländern	verbessern,	das	Engagement	der	
Wirtschaft	entwicklungspolitisch	nutzen	
und	die	Sichtbarkeit	und	Wirksamkeit	der	
deutschen	Entwicklungspolitik	stärken.

Grundlage	eines	nachhaltigen	Entwick-
lungsprozesses	ist	Wirtschaftswachstum.	
Dieses	schafft	die	Voraussetzungen	für	
andere	Ziele	wie	Umweltschutz,	soziale	
Gerechtigkeit	oder	verbesserte	Gesund-
heitsversorgung.	Unsere	werteorientierte	
Entwicklungszusammenarbeit	soll	den	
Afrikanerinnen	und	Afrikanern	dabei	helfen,	
ohne	materielle	Not	selbstbestimmt	und	
eigenverantwortlich	ihre	produktiven	Kräfte	
zu	entfalten	und	ihr	Leben	zu	gestalten.	

Die	Bundesregierung	verknüpft	ihre	Entwick-
lungspolitik	und	ihre	Entwicklungszusam-
menarbeit	mit	Anforderungen	an	die	eigenen	
Anstrengungen	der	Partnerländer	und	die	
Effizienz	der	eingesetzten	Mittel	(„value	for	
money“).	Dabei	orientiert	sich	die	Zusam-
menarbeit	an	den	Politiken	und	Systemen	
der	Partnerländer	und	basiert	auf	interna-
tionaler	Arbeitsteilung	und	Harmonisierung.	
Deutschland	setzt	damit	wesentliche	Ziele	
der	Erklärung	von	Paris,	der	Accra-Agenda	
sowie	des	New	Yorker	Millennium-Entwick-
lungsziele-Gipfels	vom	September	2010	um.	

Die	Herausforderungen	auf	dem	afrika-
nischen	Kontinent	sind	enorm:	Zwar	ist	die	
Armut	seit	1995	pro	Jahr	um	1	Prozent	
gesunken.	Aber	noch	immer	lebt	jeder	zweite	
Mensch	in	Afrika	in	absoluter	Armut	(Anteil	
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des	Südens	spielen	eine	zunehmende	Rolle.	
Im	Rahmen	von	Dreieckskooperationen	will	
auch	Deutschland	diese	weiter	befördern.	

schwerpunkt deutscher initiativen
Zur	Erreichung	der	Millennium-Entwick-
lungsziele	hatte	deutsche	Entwicklungs-
zusammenarbeit	2009	weltweit	ein	Volumen	
in	Höhe	von	ca.	8,6	Milliarden	Euro.	Deutsch-
land	ist	damit	weltweit	drittgrößter	Entwick-
lungspartner.	Afrika	ist	mit	3,1	Milliarden	Euro	
empfangener	Leistungen	die	Schwerpunktre-
gion.	Die	Bundesregierung	hält	an	dem	Ziel	
fest,	bis	2015	die	Mittel	für	Entwicklungszu-
sammenarbeit	auf	0,7	Prozent	des	Bruttonati-
onaleinkommens	zu	erhöhen.	Deutschland	
hat	2005	in	Gleneagles	mit	den	G8-Staaten	die	
Verdoppelung	der	Unterstützung	für	Afrika	
zugesagt	und	ist	hier	auf	gutem	Wege.	Die	
Bundesregierung	wird	dazu	50	Prozent	der	
zur	Verfügung	stehenden	regionalen	Mittel	
für	Afrika	einsetzen.	Hierbei	ist	die	Verbesse-
rung	der	Wirksamkeit	der	Entwicklungspoli-
tik	von	besonderer	Bedeutung.

Die	Erhöhung	der	Wirksamkeit	der	Entwick-
lungspolitik	ist	wichtiges	internationales	
Ziel	(Paris-Erklärung	und	Accra-Agenda).	Die	
Bundesregierung	als	Unterzeichnerin	der	

„Accra	Agenda	for	Action“	trägt	zu	diesem	
Ziel	bei,	das	sie	auch	in	ihrer	eigenen	Ent-

wicklungspolitik	weiter	vorantreiben	will.	So	
wird	die	Entwicklungszusammenarbeit	auf	
Grundlage	der	vergangenen	Erfahrungen	
(„lessons	learned“)	weiterentwickelt,	in	der	
Zusammenarbeit	mit	unseren	afrikanischen,	
europäischen	und	internationalen	Partnern,	
nach	Möglichkeit	auch	mit	neuen	Akteuren,	
bei	Geberharmonisierung,	Arbeitsteilung,	
Nutzung	der	Partnersysteme	und	Ausrichtung	
auf	die	Ergebnisse	der	Zusammenarbeit.	Von	
unseren	afrikanischen	Partnern	erwarten	wir	
eine	Führungsrolle	bei	der	Ausrichtung	der	
Zusammenarbeit	und	wachsende	finanzielle	
Beteiligung	mit	eigenen	Haushaltsmitteln.	
Ein	erster	Schritt	der	Reform	unserer	eige-
nen	Systeme	ist	die	Anfang	2011	vollzogene	
Fusion	der	Durchführungsorganisationen	
DED,	GTZ	und	InWEnt	zur	Gesellschaft	für	
Internationale	Zusammenarbeit	(GIZ).	Die	
Bundesregierung	beachtet	die	internatio-
nalen	Standards	(„best	practices“)	bei	ihrer	
Entwicklungspolitik	und	trägt	zur	Fortschrei-
bung	dieser	Standards	bei.

Nachhaltige	Entwicklung	in	Afrika	erfordert	
eine	regionale	und	kontinentale	(wirt-
schaftliche	und	politische)	Integration.	Die	
Bundesregierung	arbeitet	daher	verstärkt	
mit	der	AU	und	afrikanischen	Regional-
organisationen	bei	der	Förderung	kon-
tinentaler	Programme	zusammen,	so	in	

der	Bevölkerung,	der	von	weniger	als	1,25	
US-Dollar	am	Tag	lebt).	Die	Fortschritte	bei	
den	Millennium-Entwicklungszielen	(unter	
anderem	„Halbierung	der	weltweiten	Armut	
und	des	Hungers	bis	2015“)	sind	zwar	so	hoch	
wie	auf	keinem	anderen	Kontinent.	Dennoch	
bleibt	Afrika	die	mit	Abstand	ärmste	Region	
der	Welt.	Landwirtschaft	ist	in	Afrika	zwar	ein	
zentraler	Wirtschaftszweig	(mit	60	Prozent	
der	Beschäftigten	und	einem	Anteil	von	
17	Prozent	am	Bruttoinlandsprodukt),	
dennoch	ist	im	subsaharischen	Afrika	der	
Anteil	der	Hungernden	an	der	Bevölkerung	
mit	30	Prozent	weltweit	am	höchsten.	Ein	
wesentlicher	Grund	liegt	in	der	niedrigen	
Produktivität	der	Landwirtschaft.	

HIV/Aids,	Tuberkulose,	Malaria	und	andere	
Krankheiten	führen	im	Verbund	mit	unzu-
reichenden	Gesundheitssystemen	zu	einer	
erheblich	reduzierten	Lebenserwartung,	
zu	hoher	Kinder-	und	Müttersterblichkeit	
und	Verarmung:	In	einzelnen	Staaten	des	
südlichen	Afrikas	ist	mehr	als	jeder	fünfte	
Erwachsene	mit	dem	HI-Virus	infiziert.	Mit	
rund	144	Todesfällen	pro	1.000	Lebend-
geburten	(2008)	hat	das	subsaharische	
Afrika	die	weltweit	höchste	Kindersterb-
lichkeit.	Südlich	der	Sahara	haben	40	Pro-
zent	der	Menschen	keine	ausreichende	
Versorgung	mit	Trinkwasser,	70	Prozent	

keinen	Zugang	zu	Sanitäreinrichtungen.
Bildung,	Wissenschaft	und	Forschung	sind	
auch	in	Afrika	entscheidende	Triebkräfte	für	
wirtschaftliche	und	gesellschaftliche	Ent-
wicklung.	Auf	dem	Kontinent	ist	die	Analpha-
betenrate	weltweit	am	höchsten:	29	Prozent	
der	Männer	und	46	Prozent	der	Frauen	im	
subsaharischen	Afrika	können	nicht	lesen	
und	schreiben.	Der	Mangel	an	ausgebildeten	
Fachkräften	behindert	Investitionen.	Afri-
kanische	Schulen,	Universitäten	und	For-
schungsinstitute	müssen	gestärkt	werden,	
um	das	Fundament	für	die	nachhaltige	
Entwicklung	des	Kontinents	zu	verbessern.	

Die	Migration	aus	dem	afrikanischen	Konti-
nent	sowie	innerhalb	Afrikas	dürfte	aus	demo-
grafischen,	ökonomischen	und	ökologischen	
Gründen	steigen.	Es	gilt	daher,	sowohl	die	
Potenziale	von	Migration	zu	stärken	als	auch	
irregulärer	Migration	und	Nachteilen	wie	
der	Abwanderung	von	qualifizierten	Kräften	
(„brain	drain“)	entgegenzuwirken.	Auf	Grund-
lage	des	EU-Gesamtansatzes	Migration	bringt	
sich	die	Bundesregierung	aktiv	ein	in	regio-
nale	Prozesse	und	Migrationsdialoge	der	EU	
mit	afrikanischen	Ländern	und	Institutionen.
Akteure	wie	China,	Indien	oder	Brasilien	
haben	ihre	Entwicklungszusammenarbeit	
mit	Afrika	in	den	vergangenen	Jahren	massiv	
erhöht.	Kooperationen	zwischen	Ländern	
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den	Bereichen	Frieden	und	Sicherheit	oder	
Infrastruktur.	Deutschland	ist	einer	der	
größten	Anteilseigner	der	Afrikanischen	
Entwicklungsbank	und	einer	der	größten	
Beitragszahler	des	Afrikanischen	Ent-
wicklungsfonds.	Daneben	beteiligt	sich	
Deutschland	maßgeblich	an	der	Entwick-
lungszusammenarbeit	der	Europäischen	
Union,	der	Weltbank,	der	Ernährungs-	und	
Landwirtschaftsorganisation	der	Vereinten	
Nationen	(FAO)	und	an	internationalen	
Initiativen	zum	Schuldenerlass	(zum	Beispiel	
die	Highly	Indebted	Poor	Countries	Initiative,	
HIPC).	Deutsche	Entwicklungspolitik	formt	
damit	internationale	Entwicklungspolitik.	

Deutschland	ist	direkt	in	den	für	Armuts-	und	
Hungerbekämpfung	und	die	freie	Entfaltung	
des	Einzelnen	und	der	Gesellschaft	zentralen	
Schlüsselsektoren	aktiv.	Dazu	zählen	Gesund-
heit,	Wasser,	ländliche	Entwicklung	und	
Ernährungssicherung	sowie	Bildung,	For-
schung	und	Kultur.	

gesundheit
Das	Engagement	der	Bundesregierung	für	
Gesundheit	in	Afrika	orientiert	sich	am	afrika-
nischen	Bedarf	(festgehalten	unter	anderem	
in	den	Abuja-	und	Maputo-Deklarationen	
und	der	gemeinsamen	Gesundheitsstrategie	
der	AU).	Hauptziel	der	bilateralen	Zusam-

menarbeit	ist	die	Stärkung	der	afrikanischen	
Gesundheitssysteme.	Die	Bundesregierung	
hat	im	Rahmen	der	deutschen	G8-Präsi-
dentschaft	2007	gemeinsam	mit	Frankreich	
die	„Providing	for	Health“-Initiative	zur	
sozialen	Absicherung	im	Krankheitsfall	
angestoßen.	Die	Bundesregierung	fördert	
maßgeblich	Programme	zur	Reduzierung	
der	Mutter-Kind-Sterblichkeit.	Hierfür	hat	
der	G8-Gipfel	2010	in	Muskoka	eine	Stei-
gerung	um	400	Millionen	Euro	bis	2015	
zugesagt.	Sie	wird	hauptsächlich	durch	die	
beim	Millennium-Entwicklungsziele-Gipfel	
der	Vereinten	Nationen	im	September	2010	
begonnene	BMZ-Initiative	„Selbstbestimmte	
Familienplanung“	umgesetzt.	Deutschland	
unterstützt	mit	200	Millionen	Euro	pro	
Jahr	die	Programme	des	Globalen	Fonds	
zur	Bekämpfung	von	Aids,	Tuberkulose	und	
Malaria.	Durch	ihn	erhalten	heute	etwa	
2,5	Millionen	Menschen	eine	Aids-Therapie.	
7,7	Millionen	Menschen	konnten	mit	Tuber-
kulosemedikamenten	behandelt	werden.

Wasser
Deutschland	ist	in	Afrika	der	größte	bilaterale	
Entwicklungspartner	für	Wasserversorgung	
und	Abwasserentsorgung.	Seit	2003	hat	die	
Bundesregierung	durchschnittlich	90		bis	100	
Millionen	Euro	pro	Jahr	für	den	Wassersek-
tor	in	Afrika	zur	Verfügung	gestellt,	davon	

Lokale Produktion von hiV-medikamenten,
Demokratische republik Kongo 



50    A F r i K A KO n z e P t  D e r  B u n D e s r e g i e r u n g  51

Interesse	für	das	moderne	Deutschland	und	
für	die	deutsche	Sprache.	Auch	die	Goethe-
Institute	in	Afrika	fördern	das	Interesse	an	der	
deutschen	Sprache	durch	ihr	breites	Angebot	
an	Sprachkursen.	Derzeit	lernen	mehr	als	
700.000	junge	afrikanische	Männer	und	Frau-
en	die	deutsche	Sprache.

höhere Bildung und Forschung
Leistungsfähige	Bildungs-	und	Wissen-
schaftssysteme	sind	Garanten	für	nachhaltige	
soziale	und	wirtschaftliche	Entwicklung	und	
Voraussetzung,	um	wissensbasierte	Antwor-
ten	auf	aktuelle	Herausforderungen	zu	finden.	
Allerdings	sind	nationale	Strategien	in	diesen	
Sektoren	sowie	damit	einhergehende	Investi-
tionen	in	Bildung	und	Forschung	seitens	der	
afrikanischen	Länder	in	der	Regel	unterent-
wickelt.	Die	Bundesregierung	unterstützt	
interessierte	Partner	und	Partnerinnen	auf	
nationaler,	regionaler	und	auch	panafri-
kanischer	Ebene	beim	Ausbau	der	eigenen	
Wissensbasis	auf	Grundlage	eines	partner-
schaftlichen	Kooperationsansatzes.	Dabei	
haben	die	Entwicklung	moderner	Hochschu-
len	und	international	vergleichbarer	Systeme	
der	beruflichen	Aus-	und	Weiterbildung	
sowie	problemlösungsorientierte	Forschungs-
kooperationen	eine	besondere	Bedeutung.	
Um	die	Maßnahmen	verschiedener	Akteure	
und	Akteurinnen	in	den	Bereichen	Wissen-

schaft	und	Forschung	zu	koordinieren	und	
Synergien	zu	erschließen,	unterstützt	die	
Bundesregierung	Abstimmungsprozesse	
innerhalb	der	EU	sowie	mit	internationalen	
Partnern	wie	zum	Beispiel	OECD	und	G8.		
Im	europäischen	Rahmen	werden	nationale	
und	bilaterale	Initiativen	der	Bundesregie-
rung	zu	Wissenschaft	und	Forschung	in	die		
8.	Partnerschaft	„Wissenschaft,	Informations-
gesellschaft	und	Weltraum“	der	Gemein-
samen	EU-Afrika-Strategie	eingebracht.	

Im	Hochschulbereich	gilt	das	besondere	
Augenmerk	der	Verbesserung	der	Lehre,	dem	
Hochschulmanagement,	der	Entwicklung	von	
Lehrplänen	und	der	Förderung	der	Mobilität	
von	Studierenden,	Dozenten	und	Dozentinnen	
sowie	Wissenschaftlerinnen	und	Wissen-
schaftlern.	Um	die	Chancengleichheit	zu	
erhöhen,	fördert	Deutschland	–	zum	Beispiel	
durch	Stipendien	und	Mikrokredite	–	den	
Zugang	marginalisierter	Gruppen	zu	höherer	
Bildung.	

Deutsche	und	afrikanische	Universitäten	
haben	in	den	vergangenen	Jahren	durch	
Verstärkung	der	Programme	für	Stipendien	
und	Studienaufenthalte	deutlich	engere	
Verbindungen	geknüpft.	Der	jährliche	
Lehrgang	der	Internationalen	Diplomaten-
ausbildung	des	Auswärtigen	Amts	fördert	

ungefähr	70	Millionen	Euro	für	die	Trinkwas-
ser-	und	Sanitärversorgung.	Die	Zusagen	für	
Afrika	sind	in	den	letzten	Jahren	stark	ange-
stiegen,	zuletzt	auf	fast	300	Millionen	Euro	
im	Jahr	2010.	In	Ländern	wie	Ägypten,	Benin,	
Burkina	Faso,	Burundi,	der	Demokratischen	
Republik	Kongo,	Mali,	Marokko,	Sambia,	
Südsudan,	Tansania,	Tunesien	oder	Uganda	
sind	Wasserversorgung	und	Abwasserentsor-
gung	Schwerpunkte	der	deutschen	Entwick-
lungszusammenarbeit.	In	diese	Schwer-
punktländer	fließen	mehr	als	80	Prozent	der	
deutschen	Unterstützung	für	den	Sektor.

ernährungssicherung und ländliche 
entwicklung
Ländliche	Entwicklung	ist	ein	Schlüssel	für	
Armutsminderung,	Ernährungssicherung	
und	Stabilität.	Daher	sind	die	Entwicklung	
ländlicher	Räume	und	die	Erhöhung	von	
Investitionen	in	die	nachhaltige	Landwirt-
schaft	wichtige	Ziele.	Die	Bundesregierung	
fördert	die	entwicklungsorientierte	Einbin-
dung	der	Länder	Afrikas	in	den	weltweiten	
Agrarhandel	bei	gleichzeitiger	Gewähr-
leistung	der	lokalen	Ernährungssicherung.	
Deutschland	respektiert	die	auf	dem	
G8-Gipfel	in	L’Aquila	2009	eingegangenen	
Verpflichtungen	für	Ernährungssicherung	
und	ordnet	seine	Fördermaßnahmen	in	die	
von	der	AU	entworfene	panafrikanische	

Landwirtschaftsstrategie	(„Comprehensive	
Africa	Agriculture	Development	Programme“,	
CAADP)	ein.	

grundbildung und Kultur
Noch	immer	können	zu	wenige	Menschen	in	
Afrika	lesen	und	schreiben.	Daher	ist	die	Un-
terstützung	des	Bildungssektors	in	Afrika	ein	
Schwerpunkt	der	deutschen	Entwicklungszu-
sammenarbeit.	Dazu	gehört	in	erster	Linie	die	
Grundbildung.	

Die	Bundesregierung	versteht	kulturelles	
Engagement	und	Bildungskooperation	als	
elementaren	Beitrag	ihrer	Afrikapolitik.	Zen-
trales	Element	der	Auswärtigen	Kultur-	und	
Bildungspolitik	in	Afrika	bildet	die	Präsenz	
des	Goethe-Instituts.	Die	„Aktion	Afrika“	
vertiefte	das	deutsche	Engagement	in	Afrika	
und	den	Kulturaustausch	weiter:	Stipendien-
programme	wurden	ausgebaut,	Spracharbeit,	
Schüleraustausch	und	Sportförderung	inten-
siviert,	Fachleute	in	Kultur	und	Medien	quali-
fiziert	und	die	akademische	Zusammenarbeit	
sowie	die	Bildung	von	Netzwerken	gestärkt.	
Das	Kulturerhalt-Programm	dient	der	Bewah-
rung	historischer	Kulturzeugnisse	in	Afrika.	
Mit	der	Partnerschulinitiative	der	Bundesre-
gierung	(PASCH)	wird	ein	weltumspannendes	
Netz	von	Partnerschulen	aufgebaut,	99	davon	
allein	in	Afrika.	Die	PASCH-Initiative	weckt	
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die	Ausbildung	junger	Diplomatinnen	
und	Diplomaten	aus	Afrika	und	baut	ein	
Netzwerk	künftiger	Entscheidungsträgin-
nen	und	-träger	mit	Bezug	zu	Deutschland	
auf.	Diese	stark	nachgefragten	Kurse	leisten	
einen	Beitrag	zur	engeren	Kooperation	
zwischen	Deutschland	und	Afrika.	Die	
Bundesregierung	fördert	daneben	über	den	
DAAD	universitäre	Fachzentren	in	Afrika.	
Diese	bilden	afrikanische	Führungskräfte	in	
Schlüsselbereichen	aus	–	etwa	in	Mikrofinan-
zen,	Logistik	oder	Rechtswissenschaft.	Mit	
gezielten	Stipendien	sollen	ausgewählte	
Studierende	aus	Afrika	ihre	Qualifikationen	
weiterentwickeln.	Beim	geplanten	Aufbau	
der	Panafrikanischen	Universität	(PAU)	
arbeiten	verschiedene	Bundesministerien	
bereits	bei	der	Planung	zusammen.	

Die	deutsche	Forschungszusammenarbeit	hat	
in	Afrika	ihre	traditionellen	Schwerpunkte	in	
Ägypten	und	Südafrika.	Seit	der	Internatio-
nalisierungsstrategie	der	Bundesregierung	
von	2008	fördert	die	Bundesregierung	die	
Zusammenarbeit	in	Bildung,	Forschung	und	
Wissenschaft	auch	verstärkt	mit	weiteren	
afrikanischen	Ländern.	Die	Kooperation	ist	ge-
trieben	von	den	wissenschaftlichen	Interessen	
der	beteiligten	Universitäten	und	Forschungs-
institute,	Antworten	auf	Entwicklungsfragen	
in	Afrika	und	auf	globale	Herausforderungen	

wie	Klima,	Gesundheit,	Ernährung	und	Res-
sourcenknappheit	zu	finden.	

Die	Bundesregierung	misst	der	Förderung	von	
Exzellenzzentren	eine	besondere	Bedeutung	
bei.	Hierzu	gehört	im	naturwissenschaftli-
chen	Bereich	beispielsweise	AIMS	(African	
Institute	for	Mathematical	Sciences).	AIMS	
ist	ein	seit	2003	erfolgreich	in	Südafrika	
funktionierendes	Zentrum,	an	dem	vor	allem	
mathematische,	aber	auch	statistische	und	
informationstechnologische	Kompetenzen	
postgraduierter	afrikanischer	Elitestudenten	
und	-studentinnen	auf	höchstem	Niveau	aus-
gebildet	werden.	

Die	Bundesregierung	unterstützt	seit	2003	die	
europäische	Forschungsinitiative	„European	
and	Developing	Countries	Clinical	Trials	
Partnership	(EDCTP)“,	eine	Initiative	zur	
Erforschung	neuer	Therapien	und	präventiver	
Maßnahmen	gegen	HIV/Aids,	Malaria	und	Tu-
berkulose	zusammen	mit	afrikanischen	Län-
dern	südlich	der	Sahara.	Ergänzt	wird	diese	
Förderung	durch	die	neu	initiierte	Unterstüt-
zung	von	Produktentwicklungspartnerschaf-
ten.	Diese	betreffen	bessere	Therapien	zur	
Behandlung	vernachlässigter	Erkrankungen	
und	Krankheiten,	die	aufgrund	von	Armut	
kaum	behandelt	werden,	vor	allem	bei	Neuge-
borenen,	Kleinkindern	und	jungen	Müttern.	
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den	Wissensaustausch	mit	Afrika	unter	
anderem	durch	die	Förderung	von	
Hochschulkooperationen	und	die	Vergabe	
von	Stipendien	ausbauen.	So	wurde	das	
deutsch-afrikanische	Austauschprogramm	

„Go	Africa…	Go	Germany…“	unter	der	
Schirmherrschaft	des	Bundespräsidenten	
von	der	Bundesregierung	eingerichtet.	
Es	dient	zur	Bildung	von	persönlichen	
Beziehungen	und	Netzwerken	
zwischen	jungen	afrikanischen	und	
deutschen	Frauen	und	Männern.

7.	 	In	der	beruflichen	Bildung	engagiert	sich	
Deutschland	beim	Ausbau	nationaler	
Berufsbildungssysteme.	Ein	wichtiger	
Beitrag	zur	Verbesserung	der	Qualität	und	
Breite	der	Berufsausbildung	in	Afrika	–	
auch	zur	Deckung	des	Bedarfs	deutscher	
Unternehmen	an	qualifizierten	Fachkräf-
ten	in	Afrika	–	ist	die	Unterstützung	für	
deutsche	Bildungsanbieter	in	Afrika.

8.	 	Mit	dem	Ziel,	Deutschland	in	Afrika	
als	zentralen	Partner	in	Bildung	und	
Forschung	sichtbar	zu	machen,	sind	
Schwerpunktprojekte	mit	regionaler	oder	
überregionaler	Ausstrahlung	in	strate-
gischen	Forschungsbereichen	geplant.	
Zum	Beispiel	fördert	die	Bundesregierung	
deutsch-afrikanische	Partnerschaften	für	
nachhaltige	Problemlösungen	und	plant,	
den	Ausbau	von	Forschung	und	Wissen-

schaft	zu	globalen	Herausforderungen	
maßgeblich	zu	unterstützen.	Über	die	
Nationale	Akademie	der	Wissenschaften	
Leopoldina	wird	der	Wissensaustausch	
durch	die	Unterstützung	von	NASAC	
(Network	of	African	Science	Academies)	
und	AAS	(African	Academy	of	Sciences)	
gefördert.

9.	 	Im	Bereich	Geistes-	und	Sozialwissen-
schaften	fördert	die	Bundesregierung	
den	Aufbau	eines	Kompetenzzentrums	
zur	regionalen	Integration	Westafrikas	
(WAI).	Gemeinsam	mit	wichtigen	west-
afrikanischen	Partnern	wie	ECOWAS	soll	
das	Zentrum	der	Entwicklung	von	Strate-
gien	zur	Lösung	unbewältigter	Probleme	
der	regionalen	Integration	in	Westafrika	
dienen.	Darüber	hinaus	soll	das	Zentrum	
dabei	helfen,	Forschungsergebnisse	in	
politischen	Nutzen	zu	übertragen.	

10.		Die	Bundesregierung	wird	verstärkt	auf	die	
Ergebnisse	und	Wirkungen	der	deutschen	
Entwicklungspolitik	achten	und	sich	an	
der	Weiterentwicklung	einer	effektiven	
globalen	Architektur	der	Entwicklungszu-
sammenarbeit	beteiligen.	

initiativen der zukunft
1.	 	Die	Bundesregierung	wird	verstärkt	

afrikanische	Partnerländer	beim	Aufbau	
solidarischer,	umfassender	Gesundheits-
systeme	unterstützen,	um	langfristig	
Zugang	dazu	auch	für	arme	Bevölkerungs-
gruppen	sicherzustellen.	Dies	umfasst	die	
Ausbildung	von	Fachkräften,	die	Stärkung	
von	Versicherungssystemen	sowie	das	
Finanzmanagement	im	Gesundheitswesen.	
Die	Bundesregierung	wird	Forschungs-
netzwerke	zu	gesundheitspolitisch	
besonders	relevanten	Krankheiten	in	
Afrika	fördern,	um	vorhandene	Strukturen	
der	Gesundheitsforschung,	-	ausbildung	
und	-versorgung	zu	verbessern	und	
supranational	zu	vernetzen.

2.	 	Im	Hinblick	auf	die	wachsende	Bevöl-
kerung	und	die	zunehmenden	Auswir-
kungen	des	Klimawandels	in	Afrika	wird	
die	Bundesregierung	auch	in	Zukunft	
besonders	den	Wasser-	und	Sanitärbereich	
fördern.	Deutschland	will	bis	2015	ins-
gesamt	30	Millionen	Menschen	in	Afrika	
südlich	der	Sahara	den	Zugang	zu	Wasser-	
und	Sanitärversorgung	ermöglichen.	

3.	 	Die	Bundesregierung	baut	im	westlichen	
und	südlichen	Afrika	gemeinsam	mit	15	
afrikanischen	Staaten	regionale	Kompe-
tenzzentren	für	Klimawandel	und	ange-
passtes	Landmanagement	auf.	Diese	sollen	

die	Expertise	afrikanischer	Wissenschaftler	
und	Wissenschaftlerinnen	stärken,	um	die	
Auswirkungen	des	Klimawandels	auf	die	
ökologischen	und	ökonomischen	Lebens-
grundlagen	der	Menschen	abzumildern.

4.	 	Mit	Projekten	zur	innovativen	Nutzung	
des	landwirtschaftlichen	Potenzials	wird	
sich	die	Bundesregierung	zukünftig	in	
ausgewählten	afrikanischen	Ländern	
engagieren.	Ein	wesentlicher	Bereich	wird	
die	landwirtschaftliche	Ausbildung	sein,	
um	die	Produktivität	und	Nachhaltigkeit	
der	Agrarwirtschaft	zu	erhöhen.	Deutsch-
land	bekennt	sich	zu	den	internationalen	
Verpflichtungen	für	Ernährungssicherung	
und	wird	auf	der	Basis	des	neuen	Konzepts	

„Ländliche	Entwicklung	und	ihr	Beitrag	
zur	Ernährungssicherung“	sein	Engage-
ment	im	ländlichen	Raum	weiter	steigern.	
Ergänzend	soll	die	Anbindung	der	land-
wirtschaftlichen	Produktion	an	regionale	
und	globale	Märkte	unterstützt	werden.

5.	 	Die	Bundesregierung	wird,	bezogen	auf	
2009,	bis	zum	Jahr	2013	ihre	Beiträge	für	
Bildungsmaßnahmen	in	Afrika	verdoppeln	
und	in	der	Entwicklungszusammenarbeit	
die	Zahl	der	Partnerländer	mit	einem	Bil-
dungsschwerpunkt	erhöhen.	

6.	 	Die	Bundesregierung	unterstützt	Afrika	
bei	der	Förderung	seines	großen	Potenzials	
an	jungen	begabten	Menschen.	Sie	will	
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iV. einbettung der deutschen Afrikapolitik 

1. Afrikapolitik auf europäischer und
internationaler ebene
Deutsche	Afrikapolitik	ist	zu	einem	bedeu-
tenden	Teil	europäische	Afrikapolitik.	Die	
Gemeinsame	Afrika-EU-Strategie	von	2007	
ist	ein	zentraler	Bezugsrahmen.	Der	Europä-
ische	Konsens	über	die	Entwicklungspolitik	
(2005)	weist	dazu	die	Gleichberechtigung	der	
Geschlechter	als	gemeinsamen	Wert	und	als	
eigenständiges	Ziel	aus.	In	Abstimmung	mit	
der	AU	und	den	Vereinten	Nationen	leistet	
die	EU	durch	ihre	Gemeinsame	Außen-	und	
Sicherheitspolitik	(GASP)	sowie	durch	ihre	
Gemeinsame	Sicherheits-	und	Verteidigungs-
politik	(GSVP)	wichtige	Beiträge	für	Frieden	
und	Sicherheit	in	Afrika.	Die	institutionellen	
Neuerungen	durch	den	EU-Vertrag	von	Lissa-
bon	(wie	das	Amt	der	Hohen	Vertreterin	der	
Union	für	Außen-	und	Sicherheitspolitik	sowie	
der	Europäische	Auswärtige	Dienst)	werden	
europäische	Außen-	und	Sicherheitspolitik	
weiter	stärken.	

Die	nordafrikanischen	Mittelmeerländer	
Marokko,	Tunesien,	Ägypten	und	Algerien	
sind	Teil	der	Europäischen	Nachbarschafts-
politik	(ENP)	und	Mitgliedsstaaten	der	Union	
für	den	Mittelmeerraum.	Es	gibt	zudem	eine	
NATO-AU-Kooperation	und	den	bewährten	

NATO-Mittelmeerdialog	mit	den	afrika-
nischen	Anrainern.

Deutschland	bestreitet	ungefähr	ein	Fünftel	
des	gesamten	EU-Haushalts	und	ist	größter	
Beitragszahler	des	Europäischen	Entwick-
lungsfonds.	Die	Bundesregierung	will	die	
europäische	Afrikapolitik	weiterhin	aktiv	
mitgestalten.	Sie	wirkt	verstärkt	auf	ein	
einheitlicheres	Auftreten	der	EU	gegenüber	
den	Staaten	Afrikas	hin.	Bereits	jetzt	prägt	
Deutschland	in	den	EU-Gremien	die	europä-
ische	Afrikapolitik	entscheidend	mit.	Durch	
eigene	Konzepte	zu	Somalia,	Sudan	oder	der	
Demokratischen	Republik	Kongo	leistet	die	
Bundesregierung	Beiträge	zur	Formulierung	
europäischer	Politik	und	wirkt	an	EU-Strate-
gien	mit,	zum	Beispiel	zum	Horn	von	Afrika	
oder	der	Sahel-Region.	

Innerhalb	der	Vereinten	Nationen	legt	die	
deutsche	Afrikapolitik	besonderes	Augen-
merk	auf	Frieden	und	Sicherheit,	den	Schutz	
der	Menschenrechte	und	des	Völkerrechts,	
nachhaltige	Entwicklung,	humanitäre	Hilfe	
sowie	Bildung	und	Forschung.	Mit	den	im	Jahr	
2000	verabschiedeten	Millenniums-Entwick-
lungszielen	haben	die	VN	einen	wichtigen	Re-
ferenzrahmen	geschaffen.	An	ihm	orientiert	
sich	auch	die	deutsche	Entwicklungspolitik	
in	Afrika.	
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entgegengebracht	wird.	Die	Bundesregie-
rung	will	Afrikas	internationale	Anliegen	
unterstützen.	Dazu	zählen	die	Weiterentwick-
lung	des	G8/G20-Systems,	die	Verbesserung	
der	Entwicklungszusammenarbeit,	die	
Unterstützung	der	regionalen	Institutio-
nen	in	Afrika	und	ein	verbesserter	Zugang	
zu	erschwinglichen	Medikamenten	gegen	
HIV/Aids,	Tuberkulose	und	Malaria.

Deutschland	unterstützt	die	Reform	der	
Stimmanteile	in	der	Weltbank	und	im	
Internationalen	Währungsfonds	mit	einer	
Verschiebung	von	den	Industrieländern	hin	
zu	aufstrebenden	Schwellen-	und	Entwick-
lungsländern.	In	den	internationalen	
Organisationen	sollen	die	afrikanischen	
Länder	ihr	größer	gewordenes	politisches	
und	wirtschaftliches	Gewicht	einbringen.

V. Deutsche Afrikapolitik – mit einer  
stimme sprechen  

Die	Bundesregierung	stellt	durch	enge	Zu-
sammenarbeit	der	Bundesministerien	sowie	
des	Bundes	und	der	Länder	eine	einheitliche	
deutsche	Politik	gegenüber	den	Staaten	
Afrikas	in	den	Vereinten	Nationen,	der	Euro-
päischen	Union,	den	G8/G20,	der	NATO,	der	
Welthandelsorganisation,	den	internationa-
len	Finanzorganisationen	sowie	in	weiteren	
internationalen	Foren	sicher.

Die	Bundesregierung	achtet	darauf,	dass	sich	
die	beteiligten	Ministerien	bereits	bei	der	Pla-
nung	neuer	afrikapolitischer	Vorhaben	eng	
abstimmen.	Das	Auswärtige	Amt	ist	für	die	
Kohärenz	deutscher	Vorhaben	in	Afrika	und	
das	geschlossene	Auftreten	in	internationalen	
Organisationen	zuständig.	Für	die	Formu-
lierung	ihrer	Politik	binden	die	Bundesmi-
nisterien	die	deutsche	und	die	afrikanischen	
Zivilgesellschaften	ein	und	kooperieren	bei	
der	Umsetzung	mit	ihnen.	Dabei	wird	auf	eine	
angemessene	Teilhabe	beider	Geschlechter	
geachtet.	

Die	Bundesregierung	will	in	ihrer	Afrikapoli-
tik	einheitlicher	agieren.	Ziel	ist	eine	größere	
Kohärenz	der	politischen	Handlungsfel-
der	Außen-	und	Sicherheitspolitik,	Agrar-,	
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Deutsche	Afrikapolitik	wirkt	über	die	in	den	
G8	getroffenen	Vereinbarungen.	Afrika	ist	
der	einzige	Kontinent,	der	auf	den	G8-Gipfel-
treffen	in	den	2000er-Jahren	durchgehend	
als	eigener	Themenbereich	behandelt	wurde.	
Um	die	Belange	Afrikas	im	G8-Rahmen	weiter	
voranzutreiben,	ernannten	die	G8	Staats-	und	
Regierungschefs	Persönliche	Afrikabeauf-
tragte.	Diese	beraten	und	unterstützen	ihre	
Staats-	und	Regierungschefs	in	Fragen	der	
Afrikapolitik.	Auf	dem	Gipfel	im	kanadischen	
Kananaskis	2002	verabschiedeten	die	G8	
erstmals	einen	Afrika-Aktionsplan,	mit	dem	
sie	die	Reforminitiative	Neue	Partnerschaft	
für	Afrikas	Entwicklung	(„New	Partnership	
for	Africa’s	Development“,	NEPAD)	und	das	
Programm	der	AU	unterstützen.	Bei	den	dar-
auf	folgenden	Gipfeltreffen,	unter	anderem	in	
Heiligendamm	2007,	wurde	die	Partnerschaft	
mit	Afrika	weiter	intensiviert.	Südafrika	ist	
heute	wie	Deutschland	Mitglied	der	G20.	

2. mit Afrika in multilateralen Foren
Globale	Herausforderungen	wie	Klima-
wandel	und	weltweite	Krisen	machen	eine	
enge	Zusammenarbeit	Deutschlands	mit	
den	–	nach	der	Unabhängigkeit	Südsudans	–	
54	Staaten	Afrikas	unerlässlich.	Eine	regel-
mäßige	Abstimmung	in	internationalen	
Foren	liegt	im	deutschen,	afrikanischen	
und	internationalen	Interesse.	Die	afrika-

nischen	Staaten	streben	auf	internationaler	
Ebene	nach	mehr	Mitsprache.	Dies	gilt	für	die	
Vereinten	Nationen	und	ihren	Sicherheitsrat	
ebenso	wie	für	die	internationalen	Finanz-
institutionen.	Gemeinsam	mit	den	Staaten	
Afrikas	setzt	sich	die	Bundesregierung	für	
eine	Reform	der	Vereinten	Nationen	mit	
einer	Erweiterung	des	VN-Sicherheitsrats	
auch	um	zwei	ständige	Sitze	für	afrikanische	
Länder	ein.	Sie	erhofft	sich	ihrerseits	afrika-
nische	Unterstützung	für	einen	ständigen	
deutschen	Sitz	im	VN-Sicherheitsrat.

Die	große	Unterstützung	aus	Afrika	für	
Deutschlands	nichtständigen	Sitz	im	
VN-Sicherheitsrat	2011/12	ist	Beweis	für	
das	Vertrauen,	das	Deutschland	in	Afrika	

Außenminister guido Westerwelle und entwicklungs-
minister Dirk niebel mit dem südafrikanische Vizepräsi-
denten Kgalema motlanthe in Pretoria, südafrika
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Handels-,	Umwelt-,	Bildungs-/Forschungs-	
und	Entwicklungspolitik.	Zu	einzelnen	
Programmen	und	Politikbereichen	sollen	
Steuerungskreise	eingerichtet	werden.	Bei	
grundsätzlichen	außenpolitischen	Frage-
stellungen	stellt	das	Auswärtige	Amt	die	
Kohärenz	deutscher	Politik	sicher.	Zudem	
sollen	die	vielfältigen	Maßnahmen	und	
Projekte	der	Länder	künftig	stärker	mit	der	
Afrikapolitik	des	Bundes	abgestimmt	werden.	

Die	Bundesministerien	beachten	den	in	
diesem	Dokument	aufgeführten	Rahmen	
deutscher	Afrikapolitik.	Sie	gewährleisten	
damit,	dass	die	deutsche	Afrikapolitik	in	sich	
schlüssig	ist,	sich	realistische	Ziele	setzt	und	
den	in	diesem	Konzept	genannten	Werten,	
Interessen	und	Zielen	dient.

Bereits	jetzt	tauschen	die	beteiligten	Bundes-
ministerien	jedes	halbe	Jahr	Informationen	zu	
aktuellen	und	geplanten	Aktivitäten	in	Afrika	
aus	und	führen	sie	in	einer	Matrix	zusammen.	
Dieses	Werkzeug	wird	–	bei	Wahrung	des	im	
Grundgesetz	festgelegten	Ressortprinzips	–	
systematisch	ausgebaut,	um	die	gemeinsame	
Planung	der	deutschen	Initiativen	zu	stärken.	

Ein	weiteres	wesentliches	Ziel	ist	die	fort-
laufende	Kontrolle	der	Wirksamkeit	und	
Effizienz	der	eingesetzten	Mittel	der	Afrika-

politik.	Die	Bundesregierung	wird	dazu	die	
Ergebnisorientierung	der	Afrikapolitik	weiter	
verstärken.	Die	Bundesregierung	misst	die	
vorgestellten	Ziele	und	die	dafür	eingesetzten	
Instrumente	an	den	erzielten	Ergebnissen.	
Dies	gilt	insbesondere	für	die	Mittel	der	Ent-
wicklungspolitik.	Ziel	bleibt	die	verbesserte	
Messbarkeit	von	entwicklungspolitischen	
Maßnahmen	der	Bundesregierung.	Sollte	sich	
abzeichnen,	dass	ein	Ziel	nicht	erreichbar	ist	
oder	dass	die	eingesetzten	Mittel	nicht	im	
angemessenen	Verhältnis	zum	Ertrag	stehen,	
wird	die	Bundesregierung	ihr	Engagement	in	
diesem	Bereich	neu	ausrichten.	
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Vi. Ausblick: 
Deutschland als Partner Afrikas
Afrika	ist	wichtig	für	Deutschland.	Die	ver-
stärkte	Zusammenarbeit	mit	unserem	Nach-
barkontinent	liegt	im	beiderseitigen	Interesse.	
Die	Staaten	Afrikas	sind	unsere	Partner:	bei	
der	Bewältigung	der	drängenden	interna-
tionalen	Probleme,	bei	der	Schaffung	und	
Wahrung	von	Frieden	und	Sicherheit,	bei	der	
Lösung	globaler	Fragen	wie	Klimawandel,	
Migration	und	Ernährungssicherung;	als	wirt-
schaftlicher	Standort,	dessen	Märkte	rasch	

wachsen,	mit	einer	immer	breiteren	Mittel-
schicht	und	innovativen	Unternehmerinnen	
und	Unternehmern;	mit	ihrer	kulturellen	und	
sozialen	Vielfalt.	

Wenn	wir	unsere	Kräfte	bündeln,	werden	
Afrika	und	Deutschland	im	21.	Jahrhundert	
ihre	gemeinsamen	Potenziale	zur	Entfaltung	
bringen.	Die	Menschen	in	Afrika	und	Deutsch-
land	werden	vom	verstärkten	Austausch	in	
Politik,	Wirtschaft,	Wissenschaft	und	Kultur	
profitieren.	

Bundeskanzlerin Angela merkel in 
einem Krankenhaus für aidskranke 
Kinder in Kapstadt, südafrika



62    A F r i K A KO n z e P t  D e r  B u n D e s r e g i e r u n g  63

comprehensive	africa	agriculture	development	
programme	(caadp)
Panafrikanische strategie der nePAD, die die land-
wirtschaftliche Produktivität in Afrika fördern soll. 
cotonou-abkommen	
im Jahr 2000 zwischen der eu und der gruppe der AKP-
staaten geschlossen. es enthält Bestimmungen über 
günstige zollkonditionen für die AKP-staaten beim 
export ihrer Waren in die eu, aber auch weitergehende 
Aspekte aus dem Bereich der entwicklungspolitik und 
der menschenrechte.
deutscher	akademischer	austauschdienst	(daad)
Weltweit größte Förderorganisation für den inter-
nationalen Austausch von studierenden und Wissen-
schaftlern; gegründet 1925.
deutscher	entwicklungsdienst	(ded)	
2011 in der giz aufgegangen. 
dreieckskooperationen	
Kooperationsprojekte zwischen einem industrieland, 
einem schwellenland und einen entwicklungsland.
east	african	community	(eac)
Ostafrikanische gemeinschaft; gegründe 1999, fünf 
mitgliedsstaaten, sitz in Arusha.
ecole	de	Maintien	de	la	paix	(eMp)
Ausbildungszentrum zur Friedenserhaltung, 1999 ge-
gründet, sitz in Bamako.
economic	community	of	west	african	States	
(ecowaS)
Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer staaten; 
gegründet 1975, 16 mitgliedsstaaten, sitz in Abuja.
europäische	nachbarschaftspolitik	(enp)	
Programm der europäischen union zur Vertiefung 
der Beziehungen mit unseren nachbarn am östlichen 
rand von europa, in der mittelmeerregion und im 
nahen Osten.
european	and	developing	countries	clinical	trials	
partnership	(edctp)
initiative zur erforschung neuer therapien und präven-
tiver maßnahmen gegen hiV/Aids, malaria und tuber-

kulose gemeinsam mit afrikanischen Ländern südlich 
der sahara, gegründet 2003.
extractive	industries	transparency	initiative	(eiti)	
Die initiative für transparenz in der rohstoffwirtschaft 
eiti tritt weltweit für mehr transparenz von geld-
flüssen im zusammenhang mit Bodenschätzen ein. 
sie wurde 2002 in Johannesburg gegründet. Die Bun-
desregierung ist mitglied im globalen eiti-Aufsichtsrat 
und unterstützt die initiative politisch und finanziell.
food	and	agriculture	organisation	(fao)	
ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation; son-
derorganisation der Vereinten nationen; 1945 gegrün-
det; sitz in rom.
forest	carbon	partnership	facility	(fcpf)	
eine weltweite Partnerschaft, die seit 2008 daran 
arbeitet, die emissionen aus entwaldung und schädi-
gung von Wäldern zu reduzieren.
g8
Der gruppe der Acht (g8) gehören Deutschland, 
Frankreich, großbritannien, italien, Japan, Kanada, 
russland und die Vereinigten staaten von Amerika an. 
Außerdem ist die europäische Kommission vertreten. 
Die staats- und regierungschefs der gruppe treffen 
sich seit der gründung 1975 zu jährlichen gipfeln. 
themen sind die globale Wirtschaftspolitik, Außen-, 
sicherheits- und entwicklungspolitik sowie Klima- und 
umweltpolitik. 
g8-afrika-aktionsplan	
Die g8 bekräftigten unter deutscher Präsidentschaft 
im Jahr 2007 ihre Verpflichtungen von gleneagles 
(2005), insbesondere die offizielle entwicklungszu-
sammenarbeit für Afrika um 25 milliarden us-Dollar 
jährlich bis 2010 zu erhöhen und damit gegenüber 
2004 zu verdoppeln.
g20	
Der gruppe der zwanzig (g20) gehören die 
wichtigsten 19 industrie- und schwellenländer sowie 
die eu an. Angesichts der Weltfinanz- und Wirt-
schaftskrise wurde im herbst 2008 ein gipfelformat 

g L O s s A r

aa
Auswärtiges Amt
accra	agenda	for	action	
Aktionsplan von Accra; 2008 beschlossen. im sinne der 
internationalen Arbeitsteilung der staatlichen geber 
wird die vielfältige zusammenarbeit der Bundes-
ministerien mit regierungen und institutionen in 
Afrika auch mit anderen staaten sowie internationalen 
institutionen abgestimmt. Damit soll der Aufbau 
paralleler strukturen und Projekte vermieden werden. 
african	peace	and	Security	architecture	(apSa)
Die Afrikanische Friedens- und sicherheitsarchitektur 
bildet den rahmen für das Krisenmanagement in 
Afrika, schlüsselgremium ist der Friedens- und sicher-
heitsrat der Afrikanischen union.
african	peer	review	Mechanism	(aprM)
Freiwilliges Verfahren der gegenseitigen quali-
tativen Beurteilung der regierungsführung afrika-
nischer staaten im rahmen der Afrikanischen union 
(Au). Der APrm ist teil der new Partnership for 
Africa’s Development (nePAD). Bislang sind dem 
APrm 26 mitgliedsstaaten der Au beigetreten.
african	Standby	force
Afrikanisches Bereitschaftskommando; militärischer 
Arm der Afrikanischen union. 
african	union	(au)
Afrikanische union, internationale Organisation mit 
sitz in Addis Abeba; 2002 aus der Organisation für 
Afrikanische einheit (OAu) entstanden; 53 mitglieds-
staaten.
afrikanische	entwicklungsbank	(afdb)
Banken-gruppe, die die wirtschaftliche entwicklung 
und den sozialen Fortschritt in den afrikanischen 
mitgliedsländern durch Vergabe von Krediten fördert. 
gegründet 1964 mit hauptsitz in Abidjan; 2003 wurde 
der sitz temporär nach tunis verlegt.

afrikanischer	Menschenrechtsgerichtshof	
Afrikanischer gerichtshof für menschen- und Völker-
rechte (African Court on human and Peoples’ rights); 
Organ der Au und jüngste der regionalen gerichtsin-
stitutionen, die die einhaltung der menschenrechte 
überwachen. Das gremium wurde 2004 gegründet 
und nahm 2006 seine Arbeit auf. sitz in Arusha 
(tansania). 
aktion	afrika
initiative des Auswärtigen Amts zur Verstärkung des 
kulturpolitischen engagements in und mit Afrika (seit 
2008).
akp-Staaten		
gruppe von derzeit 79 afrikanischen, karibischen und 
pazifischen staaten zur Koordination der wirtschaft-
lichen Verbindungen zur eu im rahmen des Cotonou-
Abkommens.
„alles-außer-waffen“-initiative	(aaw)
Präferenzabkommen, das die eu im Jahr 2001 mit den 
50 weltweit am wenigsten entwickelten Ländern 
geschlossen hat; sichert allen erzeugnissen aus diesen 
Ländern (außer Waffen) den zoll- und kontingents-
freien zugang zum markt der eu zu. 
atalanta	
Operation eu navfor Atalanta ist eine multinationale 
marinemission der eu zum schutz humanitärer 
hilfslieferungen nach somalia und der freien seefahrt 
sowie zur Bekämpfung der Piraterie vor der Küste 
somalias am horn von Afrika. 
banjul-charta		
Die Afrikanische Charta der menschenrechte und der 
rechte der Völker wurde 1981 verabschiedet, trat 1986 
in Kraft und wurde bis dato von 53 staaten ratifiziert.
bMZ
Bundesministerium für wirtschaftliche zusammen-
arbeit und entwicklung.
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Als Blutdiamanten werden geschmuggelte Diamanten 
bezeichnet, mit deren Verkauf Kriege und rebellen 
finanziert werden.
kofi	annan	international	peacekeeping	training	
centre	(kaiptc)	
sitz in Accra; Forschung und Ausbildung für friedenser-
haltende Operationen, gegründet 1998. 
Maputo-protokoll	
zusatzprotokoll zu der 1986 verabschiedeten Afrika-
nischen Charta der menschenrechte und der rechte 
der Völker (Banjul-Charta); 2003 von den 53 mitglieds-
staaten der Au in maputo verabschiedet, 2005 in Kraft 
getreten. Bekräftigt rechtsansprüche zum schutz und 
stärkung der rolle von Frauen und mädchen.
Millenniums-entwicklungsziele	(Mdgs)
im Jahr 2000 verabschiedeten 189 staats- und 
regierungschefs im rahmen der Vereinten nationen 
die millenniumserklärung und verpflichteten sich 
damit auf gemeinsame, verbindliche ziele. hieraus 
abgeleitet wurden im Jahr 2001 acht millenniumsent-
wicklungsziele, so zum Beispiel die halbierung von 
absoluter Armut und hunger bis 2015. sie stellen den 
wichtigsten internationalen referenzrahmen für 
entwicklungspolitik und globale zukunftssicherung 
dar.
nagoya-protokoll	zum	Zugang	zu	genetischen	
ressourcen 
2010 abgeschlossenes internationales umweltabkom-
men im rahmen der un-Konvention über biologische 
Vielfalt, das vor allem die ressourcenausbeutung von 
entwicklungsländern verhindern soll.
new	partnership	for	africa’s	development	(nepad) 
Programm der Afrikanischen union, das auf die wirt-
schaftliche, soziale und politische entwicklung Afrikas 
zielt. 2001 in Lusaka beschlossen.
north	atlantic	treaty	organization	(nato)	
militärisches Verteidigungsbündnis europäischer und 
nordamerikanischer staaten; 1949 gegründet; 28 mit-
gliedsstaaten. 

oecd	
Organisation für wirtschaftliche zusammenarbeit und 
entwicklung; gegründet 1961; 32 mitgliedsstaaten; 
sitz in Paris.
official	development	assistance	(oda)	 
Offizielle entwicklungszusammenarbeit; summe der 
finanziellen Beiträge staatlicher stellen (einschließlich 
Ländern und gemeinden), die für entwicklungsländer 
und multilaterale institutionen zur Verfügung gestellt 
werden.
opec	
Organisation erdöl exportierender Länder, gegründet 
1960, sitz in Wien.
palermo-konvention
Übereinkommen der Vereinten nationen vom 
15.11.2000 gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität. zusatzprotokolle gegen den 
menschenhandel, gegen die schleusung von 
migranten sowie gegen unerlaubte herstellung von 
und handel mit Feuerwaffen.
panafrikanisches	parlament
Parlamentarisches Organ der Au mit 265 Abgeordne-
ten aus allen mitgliedsstaaten; keine gesetzgebungs-
befugnisse, sondern nur beratende Funktion. 2004 
eingerichtet.
panafrikanische	universität	(pau)
Von der Au seit 2009 geplante, überregionale einrich-
tung, die das ziel verfolgt, Wissenschaft und tech-
nologie auf dem afrikanischen Kontinent zu fördern, 
Forschung und entwicklung besser zu vernetzen und 
die allgemeine und berufliche Bildung zu stärken. Die 
PAu soll fünf verschiedene standorte in Afrika mit un-
terschiedlichen Fachbereichen erhalten.
paris-erklärung 
eine von über 100 Vertretern von entwicklungsbanken 
und -organisationen, geber- und Partnerländern 2005 
unterzeichnete erklärung, die das ziel hat, entwick-
lungszusammenarbeit effizienter zu gestalten und 
Armut schneller und wirksamer zu bekämpfen.

der staats- und regierungschefs auf ebene der g20 
eingerichtet. Die g20-gipfel haben eine zentrale rolle 
bei der Bekämpfung der Wirtschafts- und Finanzkrise 
gespielt. sie bilden nach dem Willen der teilnehmer 
das führende Forum zu ihrer wirtschaftlichen zusam-
menarbeit.
gemeinsame	afrika-eu-Strategie	 
Die europäische union und die staaten Afrikas 
haben ihre Beziehungen 2007 mit der gemeinsam 
erarbeiteten und auf dem gipfel in Lissabon verab-
schiedeten strategie auf eine neue grundlage gestellt. 
ziel ist eine politische Partnerschaft, die traditionelle 
geber-empfänger-muster überwindet und neue 
Chancen und globale herausforderungen in den Blick 
nimmt. zur umsetzung werden Aktionspläne mit einer 
Laufzeit von jeweils drei Jahren aufgelegt.
germany	trade	and	invest	(gtai)		
gesellschaft für Außenwirtschaft und standortmarke-
ting; eine dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
technologie zugeordnete gmbh, deren Aufgabe das 
marketing für den standort Deutschland ist.
giZ
Deutsche gesellschaft für internationale zusammen-
arbeit; staatliche entwicklungszusammenarbeits-
organisation der Bundesrepublik Deutschland; am 
01.01.2011 aus der Verschmelzung von gtz, inWent und 
DeD hervorgegangen.
gSVp 
gemeinsame sicherheits- und Verteidigungspolitik der 
eu; mit dem Vertrag von nizza 2001 als europäische 
sicherheits- und Verteidigungspolitik (esVP) ein-
geführt; mit dem Vertrag von Lissabon 2007 in gsVP 
umgewandelt. 
gtZ 
Deutsche gesellschaft für technische zusammen-
arbeit; 2011 in der giz aufgegangen.
gute	regierungsführung	 
(„good governance“); Prinzipien der guten 
regierungsführung; beinhalten unter anderem 

Demokratie, rechtsstaatlichkeit, transparenz, 
Partizipation und Verantwortlichkeit.
heavily	indebted	poor	countries	(hipc)	initiative
Die 1996 beschlossene schuldenerlassinitiative hiPC 
hat zum ziel, die Auslandsverschuldung der welt-
weit ärmsten staaten auf ein langfristig tragfähiges 
niveau zu senken. Diese Länder sollen dadurch mehr 
finanziellen spielraum für die Bekämpfung von Armut 
erhalten. 
horn	von	afrika 
Bezeichnung für die region an der Ostspitze Afrikas, 
umfasst äthiopien, somalia, eritrea und Dschibuti.
intergovernmental	authority	on	development	
(igad) 
zwischenstaatliche entwicklungsbehörde; gegründet 
1996 mit sitz in Dschibuti, derzeit sechs ostafrika-
nische mitgliedsstaaten (äthiopien, Dschibuti, Kenia, 
somalia, sudan, uganda). 
internationalisierungsstrategie	der	bundes-
regierung	
nationale, ressortübergreifende strategie zur un-
terstützung der internationalisierung von Bildung und 
Forschung. 2008 beschlossen. 
international	labour	organisation	(ilo)	 
internationale Arbeitsorganisation, sonderorganisa-
tion der Vn seit 1946, 182 mitgliedsstaaten. 
internationaler	währungsfonds	(iwf)	 
sonderorganisation der Vereinten nationen; fördert 
und überwacht internationale Währungs-, Wechsel-, 
Kredit- und geldpolitik; gegründet 1944; sitz in 
Washington.
inwent	
internationale Weiterbildung und entwicklung 
ggmbh; 2011 in der giz aufgegangen.
kimberley-prozess
Der Kimberley-Prozess wurde im mai 2000 ins Leben 
gerufen und hat mittlerweile über 70 teilnehmer. ziel 
ist es, über staatliche herkunftszertifikate den handel 
mit sogenannten Blutdiamanten zu verhindern. 
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paSch-partnerschulen	
Die initiative „schulen: Partner der zukunft“ wurde 
2008 vom Auswärtigen Amt ins Leben gerufen und 
verbindet circa 1.500 Auslandsschulen mit besonde-
rem Verhältnis zu Deutschland.
„providing	for	health“-initiative
gemeinsam mit Frankreich, der WhO, der iLO und der 
Weltbank unterstützt Deutschland die Partnerländer 
dabei, ihre gesundheitswesen auszubauen und nach-
haltig zu finanzieren. ziel ist es, Verarmung aufgrund 
von gesundheitsausgaben zu vermeiden und für alle 
zugängliche gesundheitsdienste einzurichten. 
public-private-partnerships
zusammenwirken von staat und privater Wirtschaft 
bei Vorhaben, die einen im öffentlichen interesse 
liegenden nutzen erbringen und gleichzeitig im 
interesse der beteiligten unternehmen liegen.
regional	peacekeeping	training	center
regionales trainingszentrum für Friedenserhaltung 
mit sitz in simbabwe; teil der sADC; 1995 gegründet.
Sahel-region
Auch sahel genanntes gebiet zwischen der sahara und 
den südlicheren Klimazonen, erstreckt sich von maure-
tanien, senegal, mali, Burkina Faso und niger bis nach 
eritrea und dem nordsudan.
Southern	african	development	community	(Sadc) 
entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrikas; 
gegründet 1992 mit sitz in gaborone; 15 mitglieds-
staaten.
union	für	den	Mittelmeerraum 
Auch mittelmeerunion genannt, gemeinschaft 
zwischen den mitgliedsstaaten der eu, den 
mittelmeeranrainerstaaten sowie den an diese 
angrenzenden staaten mauretanien und Jordanien, 
gegründet 2008.
united	nations	educational,	Scientific	and	cultural	
organization	(uneSco)	
Organisation der Vereinten nationen für erziehung, 
Wissenschaft und Kultur, eine der 19 rechtlich selbst-

ständigen sonderorganisationen der Vereinten 
nationen. sitz in Paris (Frankreich). Derzeit sind 193 
staaten in der unesCO vertreten. 
wirtschaftspartnerschaftsabkommen
Abkommen zwischen der eu und den AKP-staaten zur 
neuregelung der wirtschafts- und handelspolitischen 
zusammenarbeit mit dem ziel, die handelsbeziehun-
gen auf eine WtO-konforme grundlage zu stellen, 
handelsbarrieren abzubauen und regionale Koope-
ration zu verstärken. Auch ePA genannt. Vertragliche 
grundlage ist das Partnerschaftsabkommen der eu 
und der AKP-staaten aus dem Jahr 2000 (Cotonou-
Abkommen).
world	trade	organisation 
Welthandelsorganisation; gegründet 1995, sitz in 
genf; befasst sich mit der regelung weltweiter han-
dels- und Wirtschaftsbeziehungen. Die WtO ist neben 
dem internationalen Währungsfonds und der Welt-
bank eine der zentralen internationalen Organisatio-
nen für das system der Weltwirtschaft. 
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